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Das von der EU-Kommission initiierte und kofinanzierte Projekt „Eu-
ropäisches Migrationsnetzwerk“ (EMN) befindet sich noch bis 2006 
in der Einrichtungsphase. Ziel des Projektes ist, der Gemeinschaft 
und den Mitgliedstaaten in kompakter Form zuverlässige und ver-
gleichbare Informationen über Migration und Asyl zur Verfügung 
zu stellen. Die Schwerpunkte der Arbeiten liegen in den Bereichen 
Forschung, Analyse und Dokumentation. In Deutschland nimmt das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in Nürnberg die 
Funktion als Nationaler Kontaktpunkt im Europäischen Migrations-
netzwerk wahr. Im Rahmen dessen wurde im Jahr 2004 in Zusam-
menarbeit mit einigen Partnern im nationalen Netzwerk des EMN 
der deutsche Beitrag für die europaweite Pilotforschungsstudie „The 
Impact of Immigration on Europe’s Societies“ erstellt. 
Die Pilotforschungsstudie verfolgt drei Ziele:
1.  Vermittlung eines besseren Verständnisses über den Einfluss von 
Zuwanderern auf die Gesellschaft, Politik und Wirtschaft der Auf-
nahmeländer.
2.  Verbesserung der Erkenntnisse über die Situation von Migranten 
durch vergleichende Sozialforschung.
3.  Feststellung von Stärken und Schwächen der nationalen und eu-
ropäischen Zusammenarbeit, um die weitere Entwicklung des 
Netzwerks und seiner Arbeitsstrukturen effektiver zu gestalten. 
Die vorliegende Publikation „Der Einfluss von Zuwanderung auf die 
deutsche Gesellschaft“ bietet einen Überblick über verschiedene  
Lebensbereiche der ausländischen Wohnbevölkerung in Deutsch-
land, nämlich Wirtschaft, Kultur und Politik. Der Bericht ist interdis-
ziplinär angelegt und erfasst den Bestand an einschlägiger jüngerer 
Forschungsliteratur in Deutschland zu den behandelten Themen. 
Der Betrachtungszeitraum endet 2004, so dass die rechtlichen Ver-
änderungen, die sich mit dem In-Kraft-Treten des Zuwanderungsge-
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setzes zum 1. Januar 2005 ergeben haben, sowie seitdem erschienene 
Literatur nicht mehr berücksichtigt wurden.
Die Forschungsstudie basiert auf den Analysen und Beiträgen von 
· Elvisa Torlak, Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA), 
die den Beitrag zu Fragen der Wirtschaft verfasst hat,
· Veronika Vitt und Edda Currle, europäisches forum für  
migrationsstudien (efms) an der Universität Bamberg, die den 
Beitrag zu Zivilgesellschaft und kulturellem Kontext angefertigt 
haben,
· Dr. Kathrin Prümm, Center on Migration, Citizenship and  
Development (COMCAD) an der Universität Bielefeld, die den 
Beitrag zum politischen Kontext verfasst hat, und
· Dr. Axel Kreienbrink,  Susanne Worbs und PD Dr. Peter Schimany, 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, welche die übrigen 
Kapitel erstellt und die redaktionellen Arbeiten geleistet haben.
Wir möchten den Autoren für ihre geleistete Arbeit und Kooperation 
herzlich danken.
Nürnberg, im September 2005




Die vorliegende Studie skizziert den Einfluss  von Migration auf die 
deutsche Gesellschaft. Sie gibt einen groben Überblick über den 
derzeitigen Stand der Migrationsforschung in den Bereichen Wirt-
schaft, Kultur und Politik. Hierbei werden sowohl wichtige Ergebnis-
se als auch Forschungslücken aufgezeigt. Die auf Deutschland bezo-
gene Studie soll – wie auch die nationalen Studien der anderen am 
Europäischen Migrationsnetzwerk (EMN) beteiligten Kontaktpunkte 
– den Mitgliedstaaten der EU in kompakter Form fundierte Basisin-
formationen über die migrationspolitisch zentralen Politikfelder 
liefern.
Nach einem einleitenden Überblick über Forschungsdefizite in den 
genannten Bereichen (Kapitel 2) wird das Migrationsgeschehen in 
Deutschland seit Ende des Zweiten Weltkrieges skizziert (Kapitel 3). 
Die verschiedenen Zuwanderergruppen (u.a. Flüchtlinge und Ver-
triebene, ausländische Arbeitskräfte, Aussiedler und Spätaussiedler, 
Asylbewerber, ausländische Studierende, jüdische Zuwanderer) 
sowie die jüngsten politisch-rechtlichen Entwicklungen werden vor-
gestellt.
Hinsichtlich des Einflusses der Zuwanderung auf die deutsche Wirt­
schaft (Kapitel 4.1) wird zunächst der Problemkomplex „geleistete 
Steuerzahlungen versus erhaltene Sozialleistungen“ angesprochen. 
Zusammenfassend deuten die vorhandenen Studien auf einen posi-
tiven Fiskaleffekt der Zuwanderung hin, der jedoch abhängig ist von 
der Aufenthaltsdauer der Migranten und den rechtlichen Regelun-
gen zum Bezug von Sozialleistungen. Weiterhin wird konstatiert, 
dass der von den Zuwanderern geleistete Nettobeitrag zum Sozial-
versicherungssystem dazu beiträgt, die mit der zunehmenden Bevöl-
kerungsalterung einhergehenden Probleme abzuschwächen. 
Eine dritte Fragestellung im Bereich Wirtschaft war, welche Aus-
wirkungen die Zuwanderung auf die Beschäftigungssituation der 
einheimischen Bevölkerung hat. Dabei wird der Einfluss auf das 
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Lohnniveau im Niedriglohnsektor und im Bereich der hoch Qualifi-
zierten betrachtet. Es ergibt sich, dass negative Lohneffekte für Ein-
heimische insgesamt nicht gegeben sind; zum Teil sind eher positive 
Effekte zu beobachten. Ebenso sind lediglich geringe Auswirkungen 
auf die Beschäftigung festzustellen, die eine leicht positive Tendenz 
haben. Demnach hat Zuwanderung ein Mehr an Arbeitsplätzen 
und damit ein stärkeres Wirtschaftswachstum bewirkt. Besonders 
im Bereich des ethnischen Unternehmertums ist es zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen und eines spezialisierten Angebots von Gütern 
und Dienstleistungen (Lebensmittel, Gastronomie) gekommen. Ein 
weiterer Aspekt der Darstellung beleuchtet die Auswirkungen von 
Zuwanderung auf den nationalen und internationalen Handel, da 
Zuwanderer verstärkt eigene Unternehmen gründen und Handels-
beziehungen mit ihren Herkunftsländern unterhalten. Man kann 
hier also von einer Ausweitung des Handelsvolumens als Folge von 
Zuwanderung ausgehen.
Hinsichtlich der Rolle von Zuwanderern als Konsumenten und Spa-
rer liegen widersprüchliche Ergebnisse vor. So ist einerseits eine 
hohe Konsumneigung feststellbar, aber andererseits auch eine hohe 
Sparneigung, um Rücküberweisungen in die Heimatländer vorzu-
nehmen. Abschließend wird auf die Arbeitsmarktperformanz der 
Zuwanderer eingegangen. Die kulturelle Vielfalt, die häufig als eine 
der Hauptursachen für fehlgeschlagene Arbeitsmarktintegration  
betrachtet wurde, wird dabei zunehmend als wichtiger Vorteil für 
die Wettbewerbsfähigkeit einer sich globalisierenden Volkswirt-
schaft angesehen.
Mit Blick auf den Einfluss  von Zuwanderung im kulturellen Kon­
text (Kapitel 4.2) werden zunächst Organisationen und Vereine be-
trachtet, in denen die Migranten die Zivilgesellschaft beeinflussen. 
In Deutschland sind es besonders religiöse Vereine, die das kulturelle 
Leben der Zuwanderer prägen. Inwieweit ihre Wirkung integra-
tionsfördernd oder –hemmend ist, bleibt aber unklar. Weiterhin sind 
vielfältige Einflüsse von Zuwanderung in den Bereichen Sport, Medi-
en, Musik, Sprache, Literatur, Film, Mode und Bildende Kunst zu er-
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kennen. Diese sind allerdings nur schwer  von allgemeinen Globali-
sierungseinflüssen zu trennen und zudem bisher eher journalistisch 
als wissenschaftlich bearbeitet. Ein besonders deutlicher Einfluss von 
Zuwanderung im Alltag zeigt sich im Bereich der Esskultur. Er kann 
als wichtigster Bereich hinsichtlich einer Annäherung von Einheimi-
schen und Migranten verstanden werden. In der deutschen Medien-
landschaft findet sich ein breit gefächertes Angebot an fremdspra-
chigen Zeitungen und Zeitschriften. Parallel zu den Printmedien gibt 
es zahlreiche Kabel- und Satellitenprogramme, die muttersprachli-
che Radio- und Fernsehsendungen ausstrahlen. Bei der Darstellung 
von Zuwanderern in den deutschen Medien lassen sich verschiedene 
Tendenzen positiver und negativer Art feststellen. Weiterhin verar-
beiten zahlreiche Autorinnen und Autoren nicht-deutscher Herkunft 
in ihren Werken die Themen Migrationserfahrung und Fremdheit 
sowie den häufig gebrochenen Bezug zum Herkunftsland. Diese 
Werke erscheinen in der Regel sowohl in deutscher als auch in der 
Muttersprache.
Im Beitrag der Studie zu den Einflüssen der Zuwanderung im politi­
schen Kontext (Kapitel 4.3) wird der Einfluss dargestellt, der vom 
Auftauchen der Migranten und ihrer Partizipation in verschiedenen 
politischen Institutionen und Organisationen ausgegangen ist. 
Zunächst wird aufgezeigt, dass politische Organisationen nur spora-
disch in den Blickwinkel der Forschung geraten sind. Der Diskurs 
über die Bedingungen politischer Partizipation von Migranten in 
Deutschland ist von der Tatsache mangelnder politischer Integration 
aufgrund restriktiver Einbürgerungsbedingungen und fehlenden 
Wahlrechts für Ausländer geprägt. Anschließend werden Befunde 
über den Einfluss von Migration auf kommunale Verwaltungen, Ge-
werkschaften und politische Parteien vorgestellt. Migration führt bei 
kommunalen Verwaltungen zu Veränderungen der Organisation, 
doch sind diese jeweils abhängig von der vorherigen Struktur der 
Behörden. Bei Gewerkschaften ist ein Rückgang der Thematisierung 
von Zuwanderung feststellbar. Innerhalb der Gewerkschaften haben 
Migranten zwar einen hohen Organisationsgrad, sind aber nur we-
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nig in der Gewerkschaftshierarchie vertreten. Die Veränderung von 
Parteien und der Aufbau migrantenspezifischer Strukturen inner-
halb derselben lässt sich zwar zeigen, ist aber von der Forschung nur 
unzureichend dokumentiert. 
Weitaus besser untersucht sind dagegen die Selbstorganisation in 
Vereinen und die politischen Einstellungen von Migranten. Hier 
lassen sich zwar Parteipräferenzen feststellen, die mit Zuwanderer-
gruppen korrelieren, allerdings sind bei Eingebürgerten keine signi-
fikanten Unterschiede zum Wahlverhalten gebürtiger Deutscher 
sichtbar. Der Zusammenhang von politischer Partizipation und 
rechtlicher Integration einerseits und den Beziehungen zum Zuwan-
derungsland und zum Herkunftsland andererseits wird ambivalent 
beurteilt. Die Kenntnisse über den Grad und die Ausrichtung poli-
tischer Partizipationsformen von Zuwanderern führen dazu, dass 
das gültige Mitgliedschaftsmodell in Bezug auf Staatsbürgerschaft 
hinterfragt wird, alternative Modelle entwickelt und politische For-
derungen gestellt werden. Einige dieser Entwürfe werden abschlie-
ßend vorgestellt. Hierbei wird deutlich, dass politische Partizipation 
verschiedentlich auch ohne Besitz der Staatsangehörigkeit des 
Aufnahmelandes möglich ist und sich neue Formen von „postnatio-
naler“ Mitgliedschaft herausgebildet haben. Gleichzeitig wird aber 
auch auf ein Spannungsfeld politischer Legitimation hingewiesen, 
das aus der langfristigen Anwesenheit einer größeren Anzahl von 
Nichtmitgliedern/Nichtwählern resultieren kann.
Ein abschließender Überblick (Kapitel 5) betrachtet strukturelle Rah-
menbedingungen der Integration von Zuwanderern wie den Zu-
gang zur Staatsbürgerschaft, zum Arbeitsmarkt, zu Bildung und Aus-
bildung sowie die Frage von Wohnverhältnissen und Segregation. 
Diese Faktoren können hinsichtlich des Einflusses von Zuwanderung 
auf die deutsche Gesellschaft verstärkend oder beschränkend wir-
ken, indem sie die Lebensverhältnisse der Migranten und damit 
deren Möglichkeiten der Einflussnahme prägen. In Kapitel 6 werden 
Schlussfolgerungen hinsichtlich der Datenlage und der notwendi-





Ein wichtiges Ziel der vorliegenden Studie ist die Bewertung vorlie-
gender Quellen und analysierter Daten sowie das Aufzeigen von 
Forschungsdefiziten in den untersuchten Bereichen. Durch die Be-
standsaufnahme wird es möglich, von der Forschung bisher vernach-
lässigte Probleme zu identifizieren und den Blick zukünftig auf neue 
Themen von hoher Relevanz zu lenken. 
 
Eingeleitet wird die Studie mit Anmerkungen zu den analysierten 
Materialien und zu den Forschungsdefiziten in den drei genannten 
Bereichen (Kapitel 2). Danach folgt ein Abriss über die Entwicklung 
der Zuwanderung seit den 1950er Jahren (Kapitel 3). Anschließend 
wird der Einfluss der Zuwanderung in den Bereichen Wirtschaft, Kul-
tur und Politik ausführlich beschrieben (Kapitel 4). In einem weiteren 
Abschnitt wird auf die strukturellen Rahmenbedingungen der Inte-
gration von Zuwanderern1 eingegangen (Kapitel 5). Einige abschlie-
ßende Bemerkungen (Kapitel 6) und eine Literaturliste, die den Stand 
der Forschung bis  2004 repräsentiert, runden die  Studie ab. 
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1  Sofern aus Gründen der Lesbarkeit in dieser Studie männliche Bezeichnungen 




Für Deutschland sind in allen hier untersuchten Bereichen (Wirt-
schaft, Kultur und Politik) Forschungsdefizite mit unterschiedlicher 
Gewichtung erkennbar. Einleitend soll hier ein zusammenfassender 
Überblick über die Desiderate gegeben werden, die sich aus den 
nachfolgenden Beiträgen ergeben haben.2 
 
2.1 Forschungsdefizite im ökonomischen Bereich 
 
Defizite in der ökonomischen Forschung über Migration lassen sich 
sowohl auf datentechnischer als auch auf inhaltlicher Ebene identi-
fizieren. Die Datenverfügbarkeit und Datenqualität ist weder auf der 
makro- noch auf der mikroökonomischen Ebene zufrieden stellend. 
Zudem wird eine Verknüpfung zwischen dem Forschungsstand auf 
der Mikroebene (z.B. zur beruflichen Qualifikation und Arbeitsmarkt-
integration von Zuwanderern) und den makroökonomischen Größen 
(z.B. Wachstum und Humankapital) nicht oder nur bedingt geleistet.
Statistiken zur Anzahl, zur Herkunft und zum Aufenthaltsstatus von 
Migranten sind meist nicht in längeren Zeitreihen verfügbar, mit Ab-
grenzungsproblemen (je nach gesetzlichem Status der Zuwandern-
den) behaftet oder dürfen aus Datenschutzgründen nicht genügend 
disaggregiert werden. Das Problem des Datenschutzes stellt sich vor 
allem für zahlenmäßig kleine Gruppen von Zuwanderern. Regionale 
Studien und Erhebungen mit mikroökonomischen Fragestellungen 
sind dadurch nur schwer durchzuführen. Des Weiteren fehlen aus-
reichende qualitative Befragungen hinsichtlich Motivation, Lebens-
qualität, Netzwerken und Integrationsprozessen von Migranten. Die 
höhere Mobilität von Zuwanderern (Weiterwanderung, temporärer 
Aufenthalt oder Wanderung innerhalb des Ziellandes) und ihr rela-
tiv kleiner Anteil an der Bevölkerung erschweren Panelbefragungen. 
Schließlich liegen – ungeachtet der Erfassungsprobleme – kaum 
2  Für Literaturhinweise siehe die jeweiligen Ausführungen in Kapitel 4.
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aussagekräftige Daten zum Zusammenhang von illegaler Migration 
und Beschäftigung (sowie Frauen- und Kinderhandel) vor. Dies be-
trifft auch Daten zu Rücküberweisungen (Remittances), da ein Groß-
teil der Kapitaltransfers nicht in der Zahlungsbilanz ausgewiesen 
ist. Hier gilt es, die inoffiziellen Kanäle soweit als möglich zu iden-
tifizieren und zu quantifizieren. Generell lässt sich feststellen, dass 
Indikatoren über Zuwanderer und ethnische Minderheiten in den 
offiziellen Statistiken unterrepräsentiert sind.
Um Arbeitsmigration steuern und berufliche Integration bewerten 
und fördern zu können, sind verlässliche und empirisch überprüf-
bare Aussagen zu den sozialen Netzwerken von Zuwanderern sowie 
den Strukturen und Funktionen von Migrant Communities nötig. Die 
entsprechenden Indikatoren, wie z.B. Determinanten von Mobili-
tät, Sozialkapital und sozialen Beziehungen, sind allerdings schwer 
messbar. Hier besteht auf theoretischer und empirischer Ebene 
weiterer Forschungsbedarf. Eine inhaltliche Analyse setzt metho-
dische Fortschritte bei der Datenerfassung voraus. Ebenfalls nur 
wenige Informationen liegen über „ethnisches Unternehmertum“ 
und dessen Effekte vor. Aufgrund neuerer Forschungen werden die 
Informationsdefizite jedoch zunehmend geschlossen (vgl. Kapitel 
4.1.5). Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass viele Defizite im 
ökonomischen Bereich der Migrationsforschung durch intensivere 
Forschungen und Datenerhebungen (mittels Befragungen) behoben 
werden könnten. Dadurch könnten auch neue Themenbereiche 
erschlossen werden. Dies gilt ebenso für den Bereich der amtlichen 
und behördlichen Statistik. 
 
2.2 Forschungsdefizite im kulturellen Bereich 
Trotz der in den vergangenen Jahren erfolgten Ausweitung und Ver-
tiefung der Migrationsforschung besteht auch im Bereich von Kultur 
und Zivilgesellschaft die Notwendigkeit weiterer Forschungen auf 
theoretischer und empirischer Ebene. Als grundsätzliches Problem 
stellt sich hier jedoch jeweils die Frage, ob und wie sich kulturelle 
14
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Einflüsse in Deutschland von Aspekten der Globalisierung und Inter- 
nationalisierung von Kultur(-märkten) analytisch abgrenzen lassen.
Innerhalb der verschiedenen Aspekte dieses Themenbereichs gestal-
tet sich gerade der wissenschaftliche Zugang zum Thema Religion 
als bedeutender Aspekt von Gesellschaft und Kultur schwierig: Zwar 
ist die Beschäftigung mit muslimischem Leben seit den Ereignissen 
vom 11. September 2001 von besonderem Interesse, was sich an der 
Zunahme von wissenschaftlichen Publikationen über islamische 
Gemeinden, Moscheebauten oder Einstellungen von muslimischen 
Zuwanderern zeigt. Auch die Auswirkungen in den jüdischen Ge-
meinden durch Zuwanderung aus Osteuropa sind ansatzweise ana-
lysiert. Es fehlt jedoch eine umfassendere Betrachtung zum Einfluss 
von Religionsgemeinschaften, um auch Aussagen über die Verän-
derungen bestehender christlicher Gemeinden durch Zuwanderer 
treffen zu können. 
Zum Einfluss von Zuwanderung auf das kulturelle Leben in Deutsch-
land in den Bereichen Film, Musik, Literatur, Kunst und Mode liegen 
bisher nur vereinzelt Forschungsergebnisse vor. Das Thema Musik 
von Migranten wird zwar beachtet, aber eher journalistisch oder 
populärwissenschaftlich bearbeitet. Dasselbe gilt für die Themen-
bereiche Film und Literatur: Es fehlen sowohl Daten als auch wissen-
schaftlich fundierte Studien, welche die Frage beantworten könnten, 
welchen Einfluss Migranten in diesen Bereichen auf die Kulturland-
schaft tatsächlich genommen haben und wie dieser Einfluss von der 
Gesellschaft wahrgenommen wird. Wissenschaftliche Studien zum 
Einfluss auf Kunst und Mode existieren ebenfalls nicht. Unerforscht 
ist darüber hinaus die Präsenz kultureller Beiträge von Migranten im 
lokalen Kulturleben. Hierzu liegen Einzelbeiträge vor, jedoch keine 
umfassenden, wissenschaftlich fundierten Ausarbeitungen.
15
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2.3 Forschungsdefizite im politischen Bereich
Innerhalb der deutschen Politikwissenschaft war Migration lange 
Zeit ein randständiges Forschungsfeld, das nur von wenigen Wissen-
schaftlern bearbeitet wurde. Die Migrationsforschung konzentrierte 
sich auf die soziale Lage und auf die organisatorische bzw. institu-
tionelle Integration von Zuwanderern. Die Veränderung von Orga-
nisationen durch Migration ist vornehmlich ein Thema, das in den 
1980er und den frühen 1990er Jahren im Hinblick auf einzelne Orga-
nisationen untersucht, jedoch nicht systematisch erforscht wurde. In 
den Blick kamen vor allem Organisationen wie Gewerkschaften, wel-
che die Arbeitssituation der Migranten aufgriffen. Dagegen wurden 
politische Organisationen wie Parteien, welche die Lebenssituation 
von Migranten nicht unmittelbar beeinflussen, in der Forschung nur 
nachrangig behandelt. Erst neuerdings wird das politische Verhalten 
insbesondere von eingebürgerten Migranten untersucht. Ein beson-
deres Problem der Forschung besteht allerdings darin, Eingebür-
gerte überhaupt systematisch zu erfassen. Die Fragenkomplexe von 
zivilgesellschaftlicher Identität und postnationalen Mitgliedschaften 
werden in der Forschung zwar intensiv diskutiert, jedoch haben Mi-




3 Historische Entwicklung der  
Migration nach Deutschland
3.1 Entwicklungen seit den 1950er Jahren 
 
Als Folge von Flucht in der Endphase des Zweiten Weltkrieges und 
durch Vertreibungen bzw. Deportationen nach Kriegsende kamen 
von 1945 bis 1949 nahezu acht Millionen Flüchtlinge und Kriegsver-
triebene in die westlichen Besatzungszonen und etwa 3,6 Millionen 
in das sowjetisch besetzte Ostdeutschland. Nach der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR im Jahr 1949 setzte eine 
Massenübersiedlung von Ost- nach Westdeutschland ein, in deren 
Folge bis zum Mauerbau im August 1961 etwa 3,5 Millionen Men-
schen die innerdeutsche Grenze auf Dauer überquerten (Münz 1997: 
37). Wanderungsbewegungen in entgegen gesetzter Richtung hat-
ten dagegen einen sehr viel geringeren Umfang (Schmelz 2002).
Der Wirtschaftsboom der Nachkriegszeit, das westdeutsche „Wirt-
schaftswunder“, führte zu einem erhöhten Arbeitskräftebedarf. Be-
reits in den 1950er Jahren zeichneten sich hier Engpässe in bestimm-
ten Bereichen des Arbeitsmarktes ab. Durch den Mauerbau versiegte 
1961 dann zudem ein wesentlicher Arbeitskräftezustrom (Heidemey-
er 1994). Als Reaktion auf den Arbeitskräftemangel ging die Bundes-
republik zur Anwerbung von ausländischen „Gastarbeitern“ über. 
Ein erster Anwerbevertrag wurde 1955 mit Italien abgeschlossen. 
Weitere Verträge folgten zwischen 1960 und 1968 mit Griechenland, 
Spanien, der Türkei, Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien 
(Steinert 1995: 239-310). Das geplante Rotationsverfahren, in dem der 
Einzelne nur für einen befristeten Zeitraum in Deutschland bleiben 
und dann seinen Platz für einen anderen Ausländer frei machen 
sollte, wurde in der Praxis nicht lange durchgehalten. Nachdem im 
November 1973 als Reaktion auf die Ölkrise ein Anwerbestopp für 
Ausländer aus Staaten außerhalb der EG beschlossen worden war, 
blieben viele der Angeworbenen dennoch im Land und begannen 
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verstärkt ihre Familienangehörigen nachzuholen. Zum Zeitpunkt 
des Anwerbestopps lebten bereits rund vier Millionen ausländische 
Staatsangehörige in Westdeutschland, deren Zahl in den folgen-
den Jahren weiter anstieg. Zwischen 1961 und 1973 stieg die Zahl 
der ausländischen Erwerbstätigen von 550.000 auf 2,6 Millionen. 
Insgesamt kamen in diesem Zeitraum ca. 14 Millionen ausländische 
Arbeitskräfte nach Deutschland, von denen gut 11 Millionen das Land 
wieder verließen. 1989 betrug die Zahl der ausländischen Wohnbe-
völkerung in der Bundesrepublik knapp 4,9 Millionen (Dohse 1981; 
Schönwälder 2001; Sonnenberger 2003).
In der DDR wurden ab Mitte der 1960er Jahre ebenfalls, wenn auch in 
viel geringerem Maß, „ausländische Werktätige“ auf der Basis zwi-
schenstaatlicher Verträge für mehrjährige Arbeitsaufenthalte rekru-
tiert. Diese stammten zunächst vorwiegend aus dem europäischen 
RGW-Bereich, später auch aus Algerien, Kuba, Mosambik, Vietnam, 
der Mongolei, Angola und China (Gruner-Domic 1999; Kuck 2003).
Neben der Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte gab es seit den 
frühen 1950er Jahren noch eine weitere kontinuierliche Migrations-
bewegung nach Deutschland: die der (Spät-)Aussiedler3 und ihrer 
Familienangehörigen (Bade/Oltmer 1999). Hierbei handelt es sich 
um Personen mit deutscher Volkszugehörigkeit, denen nach Beendi-
gung der Vertreibungsmaßnahmen auf Grund bilateraler Verträge 
und in Anwendung des Art. 116 Grundgesetz die Übersiedlung aus 
den Ländern des ehemaligen Ostblocks in die Bundesrepublik er-
möglicht wurde. Mehr als vier Millionen (Spät-)Aussiedler sind seit 
1950 in die Bundesrepublik gekommen, der überwiegende Teil da-
von allerdings erst nach dem Einsetzen der Perestrojka/Glasnost-Poli-
tik in der UdSSR und dem nachfolgenden Ende des Ost-West-Konflik-
tes 1989. Damit handelt es sich um die drittgrößte Zuwanderungsbe-
3 Personen, die vor dem 1. Januar 1993 kamen, werden als Aussiedler bezeichnet, alle 
nach diesem Zeitpunkt Zugewanderten als Spätaussiedler.
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wegung nach Flucht und Vertreibung bzw. Arbeitskräftemigration. 
Fast alle diese Zuwanderer stammen mittlerweile aus der früheren 
Sowjetunion, während andere Herkunftsländer wie Rumänien, 
Polen oder Ungarn in den 1990er Jahren fast völlig an Bedeutung 
verloren haben. Mit dem Kriegsfolgenbereinigungsgesetz von 1993 
wurde der Zuzug von Spätaussiedlern auf einem Niveau von jährlich 
225.000 kontingentiert, ab 2000 auf rund 103.000 Zuzüge jährlich. 
Die tatsächlichen Zugangszahlen liegen inzwischen noch niedriger: 
Im Jahr 2003 waren es knapp 73.000 und im Jahr 2004 rund 59.000 
Personen.4
Ebenfalls seit den frühen 1950er Jahren werden in der Bundesre-
publik Zugänge von Asylbewerbern registriert, die sich auf das in 
Artikel 16a GG enthaltene Grundrecht auf Schutz vor politischer Ver-
folgung im Herkunftsland berufen. Die Verankerung dieses Artikels 
im Grundgesetz war eine Folge der Erfahrungen politisch Verfolgter 
im Nationalsozialismus. Bis Anfang der 1980er Jahre spielte die Asyl-
zuwanderung quantitativ nur eine geringe Rolle und umfasste vor 
allem Flüchtlinge aus den früheren Ostblockstaaten. Nachdem die 
Antragszahlen während der 1980er Jahre starken Schwankungen 
unterworfen waren, stiegen sie ab 1988 (103.000) kontinuierlich an 
und erreichten im Jahr 1992 einen Rekordwert von rund 438.000 
Anträgen.5 Dies war vor allem den Krisen im ehemaligen Ostblock 
geschuldet, die zu einer wesentlichen Veränderung bei der Herkunft 
der Antragsteller führten, die bisher vor allem aus der Dritten Welt 
gekommen waren. Eine Änderung des Grundgesetzes und des Asyl-
verfahrensgesetzes auf der Grundlage des im Dezember 1992 be-
schlossenen so genannten „Asylkompromisses“, der sich auf Antrag-
steller auswirkte, die aus verfolgungsfreien Herkunftsstaaten bzw. 
über sichere Drittstaaten gekommen waren, hatte einen erheblichen
4  In sehr reduziertem Umfang hat es auch den Zuzug von Personen deutscher  
Volkszugehörigkeit in die DDR gegeben (Hirschler-Horáková 2003).
5  Zur Entwicklung der Asylzahlen: www.bamf.de/template/index_statistik.htm. 
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Rückgang der Zahl der Asylbewerber zur Folge. Seit 1998 lag die Zahl 
der Erstantragsteller unterhalb 100.000 und im Jahr 2004 nur noch 
bei ca. 36.000. In den 1990er Jahren gewährte Deutschland zudem 
rund 345.000 Bürgerkriegsflüchtlingen aus Bosnien-Herzegowina 
und ab 1999 rund 195.000 Flüchtlingen aus dem Kosovo Schutz, die 
aber inzwischen mehrheitlich wieder in ihre Heimatländer zurück-
gekehrt sind (Herbert 2003: 263-273, 296-322).6
Zwei weitere Gruppen, deren Zuwanderung die Geschichte der Bun-
desrepublik schon länger begleitet, sind ausländische Studierende 
und EU-Binnenmigranten. Bei ausländischen Studierenden (Jensen 
2001) sind insbesondere die so genannten Bildungsausländer von 
Interesse, die ihre Hochschulzugangsberechtigung im Ausland er-
worben haben und zum Studium nach Deutschland kommen (wobei 
der Aufenthalt die Dauer von einem Semester, aber auch ein kom-
plettes Studium umfassen kann). Im Zuge der Internationalisierung 
der Bildung und durch entsprechende Austauschprogramme ist die 
Zahl der Bildungsausländer in Deutschland seit den 1990er Jahren 
kontinuierlich gestiegen. Im Wintersemester 2003/2004 waren rund 
180.000 Bildungsausländer an den Hochschulen eingeschrieben, 
davon etwa 42.000 Studienanfänger.
Angehörigen anderer EU-Staaten wurde ab 1968 schrittweise die 
Personenfreizügigkeit gewährt, und zwar sowohl Erwerbstätigen 
und ihren Angehörigen als auch Personen, deren Aufenthalt nicht 
in erster Linie wirtschaftlichen Zwecken gilt (z.B. Studierende und 
Rentner). Von 1991 bis 2003 sind über 1,7 Millionen EU-Bürger nach 
Deutschland gezogen, während zugleich über 1,6 Millionen das Land 
wieder verließen. Abgesehen von den schon lange in Deutschland 
lebenden früheren „Gastarbeitern“ aus EU-Staaten handelt es sich 
6  Die Möglichkeit Asyl zu gewähren gab es auch laut DDR-Verfassung, doch handel-
te es sich im wesentlichen um eine staatliche Ermessensentscheidung. Die Asylge-
währung spielte zahlenmäßig nur eine untergeordnete Rolle (Poutrus 2004).
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bei der EU-Binnenmigration somit bisher nicht um eine quantitativ 
nachhaltige Zuwanderungsform.
Seit den 1990er Jahren findet auch Zuwanderung von jüdischen Emi-
granten aus dem Gebiet der Nachfolgestaaten der Sowjetunion statt. 
Jüdische Zuwanderer werden in Übernahme eines DDR-Volkskam-
mer-Beschlusses von 1990 seit 1991 (auf Beschluss der Ministerpräsi-
denten der Bundesländer) nach dem Kontingentflüchtlingsgesetz 
aufgenommen, jeweils in Abhängigkeit von der Aufnahmefähigkeit 
der Länder. Das Aufnahmeverfahren wird über die deutschen Aus-
landsvertretungen in den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet-
union und das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Nürn-
berg abgewickelt. Im Zeitraum von Januar 1991 bis Dezember 2004 
sind rund 219.000 Antragsteller im Wege des geregelten Verfahrens 
in die Bundesrepublik eingereist. Durch diese Zuwanderung hat 
Deutschland heute nach Frankreich und England die drittgrößte jü-
dische Gemeinde in Europa (Mertens 1993; Harris 1999; Weiss 2002).
Seit der Nachkriegszeit bis 1999 hat es insgesamt beträchtliche Zu-
wanderungen, aber auch Abwanderungen (Nerger-Focke 1995; 
Freund 2004) im Gebiet der alten Bundesrepublik gegeben: Unge-
fähr 30 Millionen Menschen zogen seit 1960 zu, aber auch 21 Millio-
nen wieder fort (Beauftragte 2001: 5). Dennoch herrschte bis zu 
diesem Zeitpunkt die Meinung vor, dass Deutschland kein Zuwande-
rungsland sei. Diese Haltung war u.a. an den vergleichsweise niedri-
gen Einbürgerungszahlen von Ausländern bei einem gleichzeitig 
hohen Ausländeranteil abzulesen. Die Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts im Jahr 2000 leitete dann jedoch einen Paradigmenwech-
sel in der deutschen Migrations- und Integrationspolitik ein (Meier-
Braun 2002: 93-140; Angenendt/Kruse 2003).
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3.2 Entwicklungen seit dem Jahr 2000
Eines der ersten Reformvorhaben der 1998 neu gewählten Bundesre-
gierung war die Reform des Staatsangehörigkeitsrechtes. Zum  
1. Januar 2000 trat ein neues Staatsangehörigkeitsgesetz in Kraft, 
in dem für in Deutschland geborene Kinder von Ausländern erst-
mals Elemente des ius soli eingeführt wurden. Auch für erwachsene 
Ausländer wurden die bisherigen Rechtsgrundlagen reformiert, 
u.a. mit einer Verkürzung der notwendigen Aufenthaltsdauer und 
der Einführung eines Sprachtests im Einbürgerungsverfahren. Mit 
dieser Gesetzesänderung wurde ein seit langer Zeit offensichtlicher 
Problembereich in der rechtlichen Integration von Zuwanderern in 
Deutschland angegangen (Hailbronner 2001).
Auf diesen Schritt folgte am 3. März 2000 die Green Card-Initiative 
von Bundeskanzler Schröder, mit der die Beschäftigung hoch qualifi-
zierter ausländischer IT-Fachkräfte in Deutschland ermöglicht wer-
den sollte. Die entsprechende Verordnung trat am 1. August 2000 
in Kraft. Das Ergebnis der sich daran anschließenden öffentlichen 
Diskussion mit der Abkehr von der Position „Deutschland ist kein 
Zuwanderungsland“ und der Einsicht „Deutschland braucht Zu-
wanderung“ kann als Paradigmenwechsel in der deutschen Migra-
tionspolitik bezeichnet werden. Die Einsetzung der Unabhängigen 
Kommission „Zuwanderung“ am 12. September 2000 durch Bundes-
innenminister Otto Schily war schließlich entscheidend für das Vor-
ankommen der fachlichen und politischen Auseinandersetzung mit 
diesem umstrittenen gesellschaftspolitischen Thema. 
Die Kommission legte im Juli 2001 ihren Bericht vor, in dem Zuwan-
derung und die Integration von Migranten in der Bundesrepublik 
in umfassender Weise analysiert wurden. Darauf aufbauend wurde 
noch im gleichen Jahr der Entwurf für ein Zuwanderungsgesetz er-
arbeitet, der unter anderem die Auswahl von Neuzuwanderern nach 
einem Punktesystem vorsah (Unabhängige Kommission 2001). Das 
Gesetz trat zunächst am 1. Juli 2002 in Kraft, wurde jedoch im Dezem-
ber desselben Jahres durch das Bundesverfassungsgericht wegen 
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eines Formfehlers für nichtig erklärt. Daraufhin brachte die Bundes-
regierung den Entwurf in unveränderter Form wieder in den Gesetz-
gebungsprozess ein. Es folgte ein langwieriger Verhandlungsprozess 
mit der Opposition, in dessen Verlauf das Punktesystem von der 
Agenda genommen wurde und Sicherheitsfragen – vor dem Hinter-
grund der Terroranschläge vom 11. September 2001 in den USA – eine 
deutlich stärkere Rolle spielten als bei den ersten Beratungsrunden. 
Bundestag und Bundesrat stimmten dem veränderten Zuwande-
rungsgesetz schließlich im Juli 2004 zu. Es trat am 1. Januar 2005 in 
Kraft. Eine wesentliche institutionelle Veränderung fand bereits im 
Jahr 2004 statt, nämlich die endgültige Umwandlung des bisherigen 
Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge in eine 
zentrale Migrations- und Integrationsbehörde. Im „Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge“ wird damit erstmals in der deutschen 
Nachkriegsgeschichte eine Vielzahl von Fachaufgaben für die Steue-
rung von Migration und Integration gebündelt. Zudem wurde 2003 
ein Sachverständigenrat für Migration und Integration (Zuwande-
rungsrat) eingerichtet, der Ende 2004 ebenfalls ein Gutachten zu 
Migration und Integration vorlegte (Sachverständigenrat 2004).7
Mit der Zuwanderung von ausländischen IT-Fachkräften gemäß der 
Green Card-Verordnung ist ab dem Jahr 2000 eine neue Art der „Eli-
tenmigration“ nach Deutschland entstanden (Kolb 2004; vgl. Kapitel 
4.1.4). Durch das Zuwanderungsgesetz können weitere Selbstständi-
ge und hoch qualifizierte Arbeitskräfte auch außerhalb der IT-Bran-
che zuwandern. Daneben existieren weiterhin die gleichen Migrati-
onsformen, wie sie oben erwähnt sind (vgl. Kapitel 3.1). Dazu kommt 
ein Anteil illegaler Migration mit unbekannter Größenordnung 
(Schönwälder et al. 2004). Bei der EU-Binnenmigration bleibt abzu-
warten, wie sich der am 1. Mai 2004 erfolgte Beitritt der zehn neuen 
Staaten auswirken wird. Für die rund 74,5 Millionen Bürger der 
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zum 31. Dezember 2004 aufgehoben. 
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neuen Mitgliedsländer gelten Übergangsregelungen bis zu sieben 
Jahren, bis die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit gewährt wird.
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4 Der Einfluss von Zuwanderung 
auf die deutsche Gesellschaft
4.1 Wirtschaft
4.1.1 Steuern, Renten und Auswirkungen auf das  Sozial­
versicherungssystem
Die ablehnende Einstellung gegenüber Zuwanderern, die in den 
letzten zehn Jahren in den meisten industrialisierten Ländern offen-
kundig war, äußert sich oft als die Angst vor den negativen Aus-
wirkungen von Zuwanderern auf die wirtschaftliche Situation der 
einheimischen Bevölkerung. Zuwanderer werden häufig als eine 
Belastung für die öffentlichen Haushalte betrachtet, da sie angeblich  
einerseits weniger Steuern und Beiträge zahlen und andererseits 
aber mehr Sozialleistungen und staatliche Güter sowie andere Lei-
stungen in Anspruch nehmen. Zudem sind die möglichen positiven, 
indirekten Fiskaleffekte der Zuwanderung durch makroökonomi-
sche Auswirkungen und Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, die 
Änderungen bei Höhe und Wachstum des BSP und bei Leistungen 
an und beim Einsatz von einheimischen Arbeitskräften und ein-
heimischem Kapital herbeiführen, der Öffentlichkeit schwierig zu 
vermitteln. In der einschlägigen wirtschaftswissenschaftlichen 
Literatur findet sich für diese negative Einstellung gegenüber Zu-
wanderern wenig Unterstützung. Die meisten empirischen Studien, 
insbesondere aus den USA und Großbritannien, deuten darauf hin, 
dass Zuwanderer insgesamt einen positiven Beitrag zu den Sozialver-
sicherungssystemen in diesen Volkswirtschaften leisten (siehe z.B. 
Lalonde/Topel 1997, Smith/Edmonson 1997 für die USA; Gott/Johnston 
2002 für Großbritannien).
Empirische Studien für Deutschland fokussieren hauptsächlich auf 
die direkten Fiskaleffekte der Zuwanderung. Unter Verwendung von 
Daten aus dem Sozio-Ökonomischen Panel für 1984 schätzte Ulrich 
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(1994) geleistete Steuerzahlungen und erhaltene Sozialleistungen 
bei Einheimischen und Zuwanderern. Trotz der Tatsache, dass Zu-
wanderer weniger Steuern zahlen als Deutsche, war ihr Fiskaleffekt 
für die öffentlichen Haushalte in Deutschland im Jahr 1984 positiv. 
Das kann auf die hohen Nettobeiträge der Zuwanderer zur Renten-
versicherung zurückgeführt werden. Gleichzeitig nehmen Zuwan-
derer aber überproportional Arbeitslosengeld, Sozialhilfe und Kin-
dergeld in Anspruch. 
In einer Studie zu den weit reichenderen ökonomischen Auswirkun-
gen der Zuwanderung schätzten Loeffelholz und Köpp (1998) den in-
direkten Fiskaleffekt von Zuwanderern ein. Unter Verwendung von 
Makrodaten zu Einkommen, Beschäftigung, Bildung und anderer 
relevanter sozioökonomischer Kenndaten kommen sie zu dem Er-
gebnis, dass Zuwanderer einen Nettobeitrag von 25 bis 35 Milliarden 
DM pro Jahr zu den öffentlichen Haushalten leisten. Dazu kommt die 
Studie zu dem Ergebnis, dass durch Zuwanderung seit 1988 85.000 
neue Stellen geschaffen wurden und sich die Wachstumsrate des BSP 
um 1,3 Prozent erhöhte. 
Diese Ergebnisse liefern eine einmalige Momentaufnahme des Fiskal-
effekts des gegenwärtigen Zuwandererprofils. In den Kalkulationen 
sind folglich der Konsum öffentlicher Güter und Leistungen bei den 
Transfers und die sich wandelnde Struktur bei Beiträgen und Trans-
fers an Zuwanderer auf Grund der sich ändernden Altersstruktur 
nicht enthalten. Sinn et al. (2001) versuchten, dieses Manko auszu-
gleichen und untersuchten den Nettofiskaleffekt der Zuwanderung 
nach Deutschland unter der Annahme, dass Transfers und Beiträge 
von Zuwanderern innerhalb ihres Lebenszyklus variieren. Bei ihren 
Kalkulationen berücksichtigen sie nicht nur derzeitige, sondern 
auch zurückgestellte Sozialleistungen wie etwa Renten- und Pflege-
versicherung bei den Transfers. So sind Zuwanderer bei der Renten- 
und Pflegeversicherung Nettozahler und stellen bei der Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung eine Belastung dar. Im Gegensatz zu 
den anderen Studien stellen Sinn et al. fest, dass die Nettobeiträge 
von Zuwanderern zum deutschen Sozialversicherungssystem 1997
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negativ waren. Nur Zuwanderer, die seit mehr als 25 Jahren in 
Deutschland leben, leisteten mit einem Pro-Kopf-Beitrag von 1.670 
DM mehr zum Sozialversicherungssystem als sie in Anspruch nah-
men. Die Autoren interpretieren diese Ergebnisse als Beweis für die 
Assimilationshypothese, nach der die Abhängigkeit von Zuwande-
rerhaushalten von Sozialleistungen mit zunehmender Aufenthalts-
dauer abnimmt.8 
Dennoch sollten diese Ergebnisse nach Bonin (2002) mit Vorsicht 
betrachtet werden: Erstens unterschätzt die Kalkulation zukünftiger 
Transfers als Gegenwartswert die Beiträge von Zuwanderern und 
zweitens berücksichtigen die Schätzungen zwar alle staatlichen 
Ausgaben, aber nur 70 Prozent des Steueraufkommens. Auf der Basis 
einer vollständigen Bilanz der von Einheimischen und Zuwanderern 
über ihren Lebenszyklus geleisteten Steuern und empfangenen 
Transfers und unter Berücksichtigung marginaler Bereitstellungs-
kosten zeigt Bonin, dass Zuwanderung einen positiven Effekt auf das 
intertemporale Staatsbudget hat. Weiter heißt es in der Studie, dass 
durch Zuwanderung die Last der zum Erhalt der Zahlungsfähigkeit 
der öffentlichen Haushalte in Deutschland notwendigen Erhöhung 
der Steuerbelastung des Einzelnen entscheidend reduziert werden 
kann. Damit wird ein weiteres wichtiges Thema in der Debatte zur 
Zuwanderungspolitik in entwickelten Ländern angesprochen. 
Wie andere industrialisierte Länder sieht sich auch Deutschland 
mit dem Problem einer alternden Bevölkerung konfrontiert. Der 
steigende Altersquotient beziehungsweise Alterslastenquotient 
(Anzahl der wirtschaftlich abhängigen Personen pro 100 Personen 
im erwerbsfähigen Alter) belastet das Sozialversicherungssystem 
und droht eine gravierende Rentenkrise herbeizuführen. Der Alters-
quotient lag 1998 in Deutschland bei 41,9 und es wird geschätzt, dass 
er bis 2050 107,7 erreichen wird. Wegen der jüngeren Altersstruktur 




bei Zuwanderern wird erwartet, dass sie das rückläufige Wachstum 
der erwerbstätigen Bevölkerung auffangen und daher sowohl den 
Altersquotient reduzieren als auch angelernte Arbeitskräfte zur Ver-
fügung stellen, die für die alternde Bevölkerung sorgen (siehe United 
Nations 2000 und 2002). Dass Migration langfristig zum Aufhalten 
des Anstiegs des Altersquotienten führt, kann nicht nachgewiesen 
werden (DeVoretz 2004). Selbst mit einer Nettozuwanderung von 
250.000 pro Jahr wird geschätzt, dass die deutsche Bevölkerung von 
derzeit 82 Millionen (Birg 2000) auf 66,1 Millionen im Jahr 2050 und 
50 Millionen im Jahr 2100 zurückgehen wird. Auch bei Zuwanderern 
wird ein Anstieg des Altersquotienten von 10 im Jahr 1998 auf 56,9 im 
Jahr 2050 erwartet. Wenn Zuwanderer das Rentenalter erreichen, 
stellen sie eine zusätzliche Belastung für das Rentenversicherungs-
system dar. Riphahn (1998) ermittelte, dass sich der Ausländeranteil 
an Sozialleistungsempfängern von 8,3 Prozent im Jahr 1980 auf 23,5 
Prozent im Jahr 1996 bei nur geringfügigem Anstieg des Ausländer-
anteils an der Bevölkerung im gleichen Zeitraum – von 7,2 auf 8,9 
Prozent – erhöhte. Abgesehen davon stellt Birg (2000) fest, dass die 
Geburtenrate von Zuwanderern, obwohl über der der einheimischen 
Bevölkerung, unter dem Wert von 2,1 Kindern pro Frau liegt, der not-
wendig wäre, um die Bevölkerung Deutschlands auf dem gleichen 
Stand zu halten. Wir können daher die Schlussfolgerung ziehen, 
dass Zuwanderung das Problem einer alternden Bevölkerung zwar 
entschärfen kann, aber keinen vollständigen Ersatz für andere Stra-
tegien und Maßnahmen darstellt, die zur Beeinflussung der demo-
graphischen Entwicklung notwendig sind. 
Nicht nur die individuellen Charakteristika von Zuwanderern be-
stimmen die Auswirkungen auf die Sozialversicherungssysteme der 
Zielländer, sondern auch die gesetzlichen Bestimmungen, die einen 
Anspruch auf den Transfer von Sozialleistungen begründen und die 
Möglichkeit zu arbeiten regeln. So liegt die Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen bei Zuwanderern, die aus humanitären Gründen 
zugewandert sind (Asylbewerber), wesentlich über der anderer Zu-
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wanderer. Zudem ist der Fiskaleffekt bei diesen eher negativ, da sie 
im Gegensatz zu anderen Zuwanderern nicht arbeiten dürfen und 
damit ihre Fertigkeiten und Erfahrungen nicht voll nutzen können 
(Glover et al. 2001). In jüngeren Studien wird betont, dass eine erfolg-
reiche Arbeitsmarktintegration den entscheidenden Faktor beim 
Fiskaleffekt von Zuwanderern darstellt (Bauer 2002; Bonin 2002). 
Etwas allgemeiner betrachtet gibt es auch Bedenken, dass Zuwande-
rung eine Erosion der europäischen Sozialversicherungssysteme her-
beiführen könnte. Befürchtungen, dass Zuwanderer und Asylbewer-
ber sich ihr Zuwanderungsland nach den besten Sozialleistungen 
aussuchen, haben zu Vorschlägen geführt, die europäischen Sozial-
versicherungssysteme zu harmonisieren, um ein „Race-to-the- 
bottom” bei den Sozialversicherungen und die Erosion der europä-
ischen Sozialversicherungssysteme zu verhindern (Sinn 2002). 
4.1.2 Zuwanderer und der Arbeitsmarkt 
Die Auswirkung der Globalisierung auf den Arbeitsmarkt in den 
europäischen Ländern hat sich in der öffentlichen Debatte zu einem 
wichtigen Thema entwickelt. Es bestehen Bedenken, dass entweder 
Arbeitsplätze in Billiglohnländer exportiert werden, Zuwanderer 
einheimische Arbeitnehmer im Zielland ersetzen oder das Lohn-
niveau vor Ort gesenkt wird (DeVoretz 2004). Nach der Handels-
theorie reduziert die Mobilität von Produktionsfaktoren die Erträge 
des importierten Faktors und erhöht die Erträge für die anderen 
Faktoren. Demnach sollten beispielsweise hoch qualifizierte Zuwan-
derer das Gehaltsniveau bei hoch qualifizierten Arbeitskräften nach 
unten drücken (da jetzt ein größeres Angebot an hoch Qualifizierten 
vorliegt) und die Erträge für Kapital und gering Qualifizierte erhö-
hen. Ein wichtiges Thema bei der Diskussion über die Auswirkungen 
von Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt ist die Frage, ob Einheimi-
sche und Ausländer substituierbar sind oder ob die ausländischen 




Empirische Studien zum Lohneffekt von Zuwanderung fanden für 
die Hypothese, dass sich die Zuwanderung stark und negativ auf 
einheimische Arbeitskräfte auswirkt, keine Beweise.9 Im Vergleich 
zu Studien aus den Vereinigten Staaten ist der empirische Beleg für 
die europäischen Arbeitsmärkte relativ spärlich und nicht eindeutig 
(für einen Überblick über die Studien für Deutschland siehe Bauer/ 
Zimmermann 1999). Mit überwältigender Mehrheit kommen die 
empirischen Studien zu dem Schluss, dass Zuwanderung keinen 
oder nur einen sehr geringen negativen Lohneffekt hat und sich in 
manchen Fällen sogar positiv auswirkt. In der Tat stellen die meisten 
Studien für Deutschland insgesamt einen positiven Lohneffekt für 
die Einheimischen fest. Dennoch deuten die empirischen Ergebnisse 
angesichts der Tatsache, dass es sich bei den meisten Zuwanderern 
nach Deutschland um gering qualifizierte Arbeiter handelt, darauf 
hin, dass die einheimischen Arbeiter durch Zuwanderung in Bezug 
auf niedrigere Löhne und höhere Arbeitslosigkeit schlechter gestellt 
sind. DeNew und Zimmermann (1994a) stellen fest, dass ein 1%iger 
Anstieg bei der Beschäftigung von Gastarbeitern den Stundenlohn 
einheimischer Arbeiter um 0,45% verringert, während sich die Ge-
hälter von Angestellten um 0,12% erhöhten. Eine weitere Studie von 
DeNew und Zimmermann (1994b) stellt einen Rückgang bei den 
Löhnen einheimischer Arbeiter von 0,16% als Folge einer 1%igen Er-
höhung des Beschäftigungsanteils von Gastarbeitern fest. Die wei-
tere Disaggregation gering qualifizierter Arbeiter hat gezeigt, dass 
Arbeiter mit über 20 Jahren Arbeitsmarkterfahrung weniger von 
Zuwanderung betroffen sind, da sie nicht einfach durch Zuwanderer 
substituiert werden können (Haisken-DeNew/Zimmermann 1995). 
Mit einer Analyse mit Hilfe einer Einkommensfunktion und der Un-
tersuchung von Änderungen bei Lohnniveau und Ausländeranteil 
im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung stellen Pischke und Velling 
(1997) einen positiven und wesentlichen Lohneffekt der Zuwande-
rung fest. Hatzius (1994) konstatiert mit einem ähnlichen Modell, 
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9 Für einen Überblick über Studien für die USA siehe Borjas 1994. 
dass ausländische Gastarbeiter einen beträchtlichen Negativeffekt 
auf die Löhne der Einheimischen haben, während die Zuwanderung 
ethnischer Deutscher aus Osteuropa ohne Auswirkungen auf die ein-
heimischen Löhne bleibt. Im Kontext der Ost-Erweiterung der Euro-
päischen Union prognostizieren Sinn et al. (2001) einen besonders 
starken Druck auf die Löhne und die Beschäftigung gering qualifi-
zierter Arbeiter in der weiterverarbeitenden und der Bauindustrie. 
Mehrere Faktoren können den geringen Lohneffekt von Zuwande-
rungen in empirischen Studien erklären. Erstens berücksichtigen 
die meisten Studien die so genannte „räumliche Korrelation“ nicht, 
d.h. die Zuwanderer sind nicht zufällig über Arbeitsmärkte verstreut, 
sondern tendieren zu einer Konzentration in den wirtschaftlich 
erfolgreicheren geographischen Gebieten. Andererseits können Ein-
heimische auf Zuwanderung mit einem Standortwechsel reagieren 
und dadurch die Auswirkungen einer möglichen Senkung des Lohn-
niveaus oder der Verdrängung im Arbeitsmarkt über das ganze Land 
verteilen. Zweitens können sich ausländische Arbeiter nach Zimmer-
mann (1995) in der Tat komplementär zu einheimischen Arbeitskräf-
ten verhalten und dadurch die einheimische Produktivität erhöhen, 
eine zusätzliche Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 
schaffen und dazu beitragen, institutionelle Beschränkungen wie 
etwa Gewerkschaften zu untergraben. Drittens könnten ein starrer 
Arbeitsmarkt und gesetzliche Mindestlöhne ein Sinken der einhei-
mischen Löhne verhindern. Bei existierenden gesetzlichen Mindest-
löhnen oder Sozialleistungsschwellen würde Zuwanderung zu einer 
höheren Arbeitslosenquote bei den Einheimischen führen. Doch wie 
bei den Forschungsergebnissen zum Lohneffekt der Zuwanderung 
deutet die empirische Überprüfung des Beschäftigungseffekts dar-
auf hin, dass Zuwanderung sich nur in einem geringen Maß auf die 
Beschäftigung auswirkt. Insbesondere die Studien aus Deutschland, 
die die Periode des Konjunkturaufschwungs in den 1980er Jahren un-
tersuchten, stellen eine positive Korrelation zwischen Zuwanderung 
und Beschäftigung fest (siehe z.B. Mühleisen/Zimmermann 1994; 
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Gang/Rivera-Batiz 1994; Pischke/Velling 1997). Andere Studien stell-
ten negative, aber sehr geringe Auswirkungen der Zuwanderung auf 
regionale Arbeitslosenquoten fest (Winkelmann/Zimmermann 1994; 
Velling 1995).
Allgemein werden in Perioden mit starkem Wirtschaftswachstum 
weniger Zweifel bezüglich Zuwanderung geäußert. Deutschland in 
den 1960er bis 1970er Jahren ist eines der herausragendsten Beispie-
le. Ohne die Beschäftigung junger, motivierter Gastarbeiter wäre das 
Wirtschaftswachstum jener Jahre nicht in demselben Maß möglich 
gewesen – zumindest nicht ohne wesentlich höhere Inflationsraten 
bzw. das Verlagern der Produktion ins Ausland (Stalker 2000). Selbst 
in den Jahren, in denen nicht mehr aktiv Arbeitskräfte angeworben 
wurden, wurde argumentiert, dass ein Anstieg der Beschäftigung 
in Deutschland um ca. 3 Millionen zwischen 1983 und 1991 ohne Zu-
wanderung nicht möglich gewesen sei und der Anstieg des BSP we-
sentlich niedriger ausgefallen wäre (Mehrländer 1994). Nach den auf 
dem ökonometrischen Konjunkturmodell des Rheinisch-Westfäli-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung in Essen (RWI) basierenden 
Kalkulationen lag das BSP 1992 fast 6% höher als ohne Zuwanderung. 
Die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des BSP lag im Zeit-
raum 1988 bis 1992 bei 3,5% mit Zuwanderung und bei ca. 2% ohne 
Zuwanderung. Durch die Beschäftigung von durchschnittlich 1,4 
Millionen Zuwanderern im Jahr 1992 (4,8 Prozent aller Beschäftigten) 
wurden 90.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Die anfängli-
che Belastung des Arbeitsmarkts hatte sich ins Gegenteil verkehrt: 
Ohne Zuwanderung hätte die Arbeitslosenquote 1992 um 0,2 Prozent 
höher gelegen, das entspricht etwa 60.000 Arbeitslosen mehr. Das 
aus der Zuwanderung resultierende stärkere Wirtschaftswachstum 
bedeutete entsprechend höhere Einkommen. Die Einkommen von 
Arbeitgebern lagen 1992 um fast 10% über dem Einkommen ohne Zu-
wanderung, während die Einkommen von Arbeitnehmern sich um 
ca. 5% erhöhten. Das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen blieb 
jedoch nahezu unverändert (Gieseck et al. 1995).
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4.1.3 Die Auswirkungen der Zuwanderung auf spezielle  
Wirtschaftssektoren
Insgesamt gesehen haben Zuwanderer einen geringen Gesamteffekt 
auf die Löhne und Beschäftigung Einheimischer, obwohl sie einen 
stärkeren Effekt auf verschiedene Untergruppen von Einheimischen 
haben können. Von entscheidender Bedeutung für die Bewertung 
der Auswirkungen von Zuwanderern ist das Wissen, in welchen 
Branchen Zuwanderer tätig sind. Wie Abbildung 1 zeigt, waren im 
Jahr 2003 nahezu 60% der Zuwanderer im Tertiärsektor tätig. Ein ho-
her Anteil war auch in der verarbeitenden und Bauindustrie beschäf-
tigt. In den letzten 20 Jahren ist eine Verschiebung der sektoralen 
Verteilung zugewanderter Arbeitskräfte zum Tertiärsektor festzu-
stellen. Seit 1997 arbeiten mehr Zuwanderer in Dienstleistungsbran-
chen als in der verarbeitenden Industrie (Datendienst Migration 
2004). Der niedrige Anteil von Zuwanderern bei Dienstleistungen, 
die eine hohe Qualifikation erfordern (z.B. Kredit- und Versiche-
rungswesen, Erziehung), deutet darauf hin, dass Ausländer Stellen 
annehmen, die geringere Qualifikationen erfordern (z.B. Gastrono-




Abbildung 1:  
Sektorale Verteilung ausländischer Arbeitskräfte in Deutschland
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Quelle: Eigene Berechnungen, basierend auf Datendienst Migration 2004.
4.1.4 Hoch qualifizierte Zuwanderer
Auf lange Sicht stellt der Beitrag hoch qualifizierter Zuwanderer 
zum nutzbaren Wissensbestand einer Gesellschaft den wichtigsten 
wirtschaftlichen Effekt von Zuwanderern dar. Seit den bahnbrechen-
den Werken von Paul Romer (1986, 1987 und 1990) und Robert Lucas 
(1988) wird die Zuwanderung von qualifizierten Personen für die 
Dynamik des Wirtschaftswachstums als stimulierend bewertet. Nach 
der „Neuen Wachstumstheorie” „erzeugt die Kumulation von Hu-
mankapital positive Wissensexternalitäten, die sich über die Wirt-
schaft, in der sie auftreten, hinaus ausbreiten, und daher verzeich-
nen Länder mit einem hohen Grad an Humankapital ein schnelleres 
Wachstum” (Straubhaar 2000). Saxenian (2002) hat aufgezeigt, dass 
die mit der Zuwanderung von hoch Qualifizierten assoziierten Exter-
nalitäten über die allgemeine Effizienz von Marktpreis, Arbeitskraft 
und Kapital hinausgehen und sich zunehmend in den wachsenden 
Netzwerken für Technologie und Unternehmertum in und zwischen 
den Absender- und Empfangsländern widerspiegeln. 
Neuere Studien zum ökonomischen Nutzen der Zuwanderung un-
terscheiden zwischen den Auswirkungen von qualifizierten und 
unqualifizierten Zuwanderern auf ihre Zielländer (siehe z.B. Hamer-
mesh 1993; Borjas 1995; Levine et al. 2003). Im Kontext der EU-Erwei-
terung stellen Bauer und Zimmermann (1999) fest, dass ein Anstieg 
der EU-Beschäftigung um ein Prozent in einem Gesamtzuwachs des 
BSP der EU von 0,64% bei einer Zuwanderung von Arbeitern resultiert 
und von 0,75% des BSP der EU bei einer Zuwanderung von hoch qua-
lifizierten Zuwanderern. Simulationen für Deutschland deuten auf 
einen Anstieg von 0,77% des BSP im Jahr 1993 hin bei einem Anstieg 
von 1% bei den Erwerbstätigen durch die Migration von hoch qualifi-
zierten Mittel- und Osteuropäern. 
Das Hauptargument der Gegner einer Zuwanderung von hoch Qua-
lifizierten ist die Möglichkeit, dass durch die Einreise ausländischer 
Wissenschaftler und Ingenieure die Gehälter einheimischer Ingeni-
eure und Wissenschaftler reduziert werden könnten (North 1995). 
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Des Weiteren glaubt man, dass der Einsatz ausländischer qualifi-
zierter Kräfte einheimische Studenten aus den besten Universitäten 
verdrängen könnte und weniger Anreiz bestünde, Einheimische 
auszubilden (Gover/Huray 1998; Regets 2001). Obwohl die Vorteile 
der Zuwanderung von Wissenschaftlern in einer Gesellschaft weit 
gestreut sind, werden die Kosten von einer kleinen Gruppe, nämlich 
den einheimischen Wissenschaftlern, getragen (Freeman 1997). 
Dadurch könnte wiederum der Anreiz für Einheimische, Qualifika-
tionen zu erwerben, reduziert werden. Bei empirischen Belegen aus 
den USA findet sich für solche Argumente gegen die Zuwanderung 
keine Unterstützung (Regets 1997).
Wie auch immer die Pro- und Kontra-Argumente in Bezug auf hoch 
qualifizierte Zuwanderer lauten mögen, Hauptzuwanderungs-
länder wie die USA, Kanada und Australien konkurrieren um diese 
Zuwanderer (Cobb-Clark/Connolly 1997). Im Sommer 2000 startete 
die deutsche Bundesregierung auf  Initiative des Industrieverban-
des BITKOM das so genannte „Green Card“-Programm mit dem Ziel, 
IT-Spezialisten aus Ländern außerhalb der EU eine Arbeitserlaubnis 
in Deutschland zu erteilen. Die Green Card ermöglichte dem Halter 
eine unbeschränkte Arbeitserlaubnis und seiner Familie eine Auf-
enthaltserlaubnis von bis zu fünf Jahren. Trotz der ursprünglichen 
Behauptungen, dass es 75.000 freie Stellen für Computerprogram-
mierer und Ingenieure gäbe, haben deutsche Arbeitgeber nicht so 
viele Green Cards wie erwartet beantragt: In den ersten drei Jahren 
des Programms nahmen geschätzte 15.000 IT-Spezialisten das Ange-
bot aus Deutschland an, zum Großteil aus Indien und Osteuropa. Das 
Platzen der IT-Blase und der allgemeine Konjunkturrückgang der 
letzten Jahre wirkten sich auch auf die Inhaber von Green Cards aus. 
In einer Konkurs- und Entlassungswelle verloren viele ihre Arbeits-
plätze. In München, einer Großstadt mit einer starken Konzentration 
von Technologiefirmen, wurde jeder siebte Green Card-Inhaber ar-
beitslos (Schreyer/Gebhardt 2003).
Trotz der derzeitigen Schätzungen, dass ein erheblicher Mangel an 
hoch qualifizierten Arbeitskräften in den Arbeitsmärkten der EU 
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und Deutschlands besteht (siehe z.B. Booz Allen Hamilton 1998; RWI 
2000), sind in Deutschland immer noch Tausende von „Green Cards” 
erhältlich. Mögliche Erklärungen dafür sind u.a.:
· die Unwilligkeit deutscher Arbeitgeber, Ausländer mit man-
gelnden Deutschkenntnissen einzustellen;
· negative Einstellung gegenüber Zuwanderern im Allgemeinen; 
· die Beschränkung der Green Card auf IT-Spezialisten;
· die Begrenzung des Aufenthalts auf fünf Jahre und Abschre-
ckung potenzieller Zuwanderer durch die Wahrnehmung, dass 
in Deutschland Rechtsextremismus existiert (Welsch 2001);
· bessere Angebote von anderen Zuwanderungsländern (USA, 
Kanada, Australien, Großbritannien etc.). 
4.1.5 Zuwanderer als ethnische Unternehmer
Lange Zeit wurden Zuwanderer in hoch entwickelten Volkswirt-
schaften als „Arbeiter“ betrachtet, die in erster Linie als Anbieter von 
billiger, gering qualifizierter Arbeitskraft dargestellt wurden. In der 
letzten Zeit richtete sich das Augenmerk mehr auf Zuwanderer, die 
sich selbstständig machen. Selbstständige oder zugewanderte Unter-
nehmer haben in der gesamten westlichen Welt Firmen gegründet 
und prägen die kosmopolitische Atmosphäre vieler hoch entwickel-
ter Volkswirtschaften (Kloosterman/Rath 2003). Die Selbstständig-
keit von Zuwanderern bringt wichtige sozioökonomische Vorteile 
sowohl für die direkt an diesem Prozess Beteiligten als auch für die 
Zuwanderergemeinde und das Gastgeberland des Zuwanderers. 
Erstens schaffen die zugewanderten Unternehmer durch ihre Fir-
mengründungen ihre eigenen Arbeitsplätze. Dadurch können sie ei-
nige der Barrieren überwinden, auf die sie bei der Suche nach einem 
Arbeitsplatz stoßen könnten, wie etwa ein Mangel an Qualifikation 
oder deren Nichtanerkennung, mangelnde Sprachkenntnisse,  unge-
nügender Zugang zu relevanten gesellschaftlichen Netzwerken oder 
einfach Diskriminierung durch die Arbeitgeber vor Ort. 
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Zweitens, wenn sie erfolgreich sind, können Zuwandererunter-
nehmen Arbeitsplätze für andere Zuwanderer und Einheimische 
schaffen. Im Jahr 1999 lag die Anzahl der selbstständigen Ausländer 
in Deutschland bei über 263.000 und es wurde geschätzt, dass von 
ihnen etwa 780.000 Arbeitsplätze geschaffen wurden (Unabhängige 
Kommission Zuwanderung 2001). Diese Zahl hat sich in den zehn 
Jahren seit 1987 mehr als verdoppelt (Beauftragte 2000). Bei einer 
Umfrage unter 427 Zuwandererunternehmen in Hamburg wurde 
festgestellt, dass im Durchschnitt 31 Prozent der Mitarbeiter Fami-
lienmitglieder sind. Dazu gab die Mehrzahl der ethnischen Unter-
nehmer an, dass sie vor allem ihre verwandten Ethnien beschäftigen 
(Burgbacher 2004). Das Zentrum für Türkeistudien berichtet, dass 
das gesamte Investitionsvolumen türkischer Unternehmen 1992 bei 
etwa 7,8 Milliarden DM und der gesamte Jahresumsatz bei etwa 28 
Milliarden DM lagen (Zentrum für Türkeistudien 1992). 
Drittens bieten Zuwandererunternehmen sehr häufig Güter und 
Dienstleistungen an, die einheimische Unternehmen mit großer 
Wahrscheinlichkeit nicht im Angebot haben. Dafür gibt es zwei 
Gründe: Zum einen können die zugewanderten Unternehmer über 
ein Spezialwissen zu einer spezifischen Nachfrage nach oder zu spe-
zifischen Bezugsquellen für ausländische Produkte verfügen, und 
zum anderen können die langen Arbeitszeiten bei niedrigen Löhnen 
einheimische Unternehmer von bestimmten Geschäftszweigen fern 
halten. Zugewanderte Unternehmer können so das Angebot an Gü-
tern und Dienstleistungen in einem Land erweitern und dadurch die 
Auswahl für den Konsumenten vergrößern. Auf indirekte Art kann 
dies einheimischen Unternehmern zugute kommen, da sie mehr auf 
Aktivitäten fokussieren, bei denen sie über komparative Vorteile ver-
fügen (The Economist 2002).
Aus einer räumlichen Perspektive betrachtet könnten zugewander-
te Unternehmer bestimmte Straßen und marginalisierte Viertel in 
Großstädten wieder zum Leben erwecken. Als Besitzer ortsansässiger 
Unternehmen haben sie einen klaren Anteil am Wohlstand, an der 
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Zugänglichkeit und Sicherheit einer Straße und des Viertels. Analog 
können zugewanderte Unternehmer einen maßgeblichen Beitrag 
zur Wiederbelebung bestimmter Sektoren leisten (Sassen 2001). 
Die unternehmerischen Bemühungen von Zuwanderern konzen-
trierten sich in Deutschland vor allem auf Lebensmittelgeschäfte 
und Restaurants. Tatsächlich waren 28 Prozent der im Jahr 1992 in 
Deutschland registrierten  55.000 Restaurantbesitzer  Ausländer 
(Loeffelholz et al. 1994). Dieser hohe Anteil deutet darauf hin, dass die 
Restaurants auch deutsche Kunden bedienen. Es wurde ermittelt, 
dass die türkische Spezialität Döner Kebab, die in Berlin erfunden 
wurde, einen größeren Umsatz als die Hauptwettbewerber  
McDonalds oder Burger King erzielt (Seidel-Pielen 1996). Die zweit-
wichtigste ökonomische Aktivität von Zuwanderern liegt im Ein-
zelhandel: Nahrungsmittel, Lebensmittelgeschäfte, Gemüsestände 
etc. Fast 20 Prozent aller selbstständigen Ausländer betreiben solche 
Einzelhandelsgeschäfte (43.000). Ausländische Unternehmen finden 
sich zudem in der verarbeitenden Industrie (7,5 Prozent) und der 
Bauindustrie (5,5 Prozent) (Wilpert 2003). In den lukrativeren Sekto-
ren und den Sektoren, in denen höhere Qualifikationen erforderlich 
sind, gab es für ausländische Firmenbesitzer bisher noch Beschrän-
kungen, da in vielen Bereichen ein Meisterbrief erforderlich ist. Wie 
Goldberg und Sen (1997) berichten, steigt der Ausländeranteil auch 
in diesen Sektoren, was sie mit der Tatsache erklären, dass junge 
Ausländer, die in Deutschland ausgebildet wurden, in diese Nischen-
märkte eintreten. 
Bezüglich der Größe der Zuwanderergemeinde deuten Trends dar-
auf hin, dass der ausländische Bevölkerungsteil mit dem größten 
Potenzial für Selbstständigkeit türkischer Herkunft ist. Trotz des Ein-
drucks, dass es sich bei aus der Türkei stammenden Personen häufig 
um Unternehmer handelt, liegt der Anteil der Selbstständigen bei 
Türken niedriger (5 Prozent) als bei den kleineren Gruppen von Grie-
chen (18,8 Prozent) und Italienern (13,5 Prozent). Sehr wahrscheinlich 
ist, dass eine strengere Behandlung von nicht aus der EU stammen-
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den Ausländern beim Zugang zur Selbstständigkeit die Verzögerung 
der Entwicklung eines Unternehmertums unter Türken verursacht 
hat. Trotzdem nahm die Selbstständigkeit bei Türken und Deutschen 
in den 1990er Jahren im Gegensatz zu anderen ethnischen Gruppen 
stetig zu. Es wurde extrapoliert, dass bei Fortsetzung dieses Trends 
der Anteil der Selbstständigkeit bei Türken im Jahr 2010 neun Prozent 
erreichen wird. Der Umfang des potenziellen Kundenkreises von Tür-
ken in Deutschland stützt die Ansicht, dass das türkische Unterneh-
mertum weiter wachsen wird (Goldberg/Sen 1997).
4.1.6 Auswirkungen von Zuwanderung auf Exporte und  
Importe
Obwohl beim internationalen Handel in der Nachkriegszeit propor-
tional zum Welt-BSP ein Zuwachs zu verzeichnen ist, verbleibt der 
grenzüberschreitende Handelsverkehr auf einem wesentlich niedri-
geren Niveau als es in einer vollständig integrierten Weltwirtschaft 
der Fall wäre. Mit dem Abbau der meisten internationalen Handels-
barrieren erweist sich das Anfallen von Transaktions- und Transport-
kosten als die vorherrschende Erklärung, warum Handel zum Groß-
teil innerhalb nationaler Grenzen erfolgt. Wenn Transaktionskosten 
den internationalen Handel behindern, könnten Zuwanderer eine 
Rolle als Handelsvermittler spielen. Nach der wirtschaftswissen-
schaftlichen Literatur beeinflussen Zuwanderer den bilateralen Han-
delsverkehr über zwei Kanäle:
· Erstens bringen Zuwanderer ihre Präferenzen für Produkte aus 
ihren Heimatländern mit, womit eine Nachfrage nach einer 
gewissen Vielfalt an ausländischen Produkten geschaffen wird. 
Dieser Effekt ist in einer stärkeren Ausprägung zu erwarten, da 
die Produkte differenziert und die Zuwanderergemeinden rela-
tiv groß sind (Rauch/Trinidade 1999).
· Zweitens können die Zuwanderer die Transaktionskosten des bi-
lateralen Handels mit ihren Heimatländern reduzieren. Sie sind 
mit lokalen Sitten und Gebräuchen, Gesetzgebung, Sprache und 
Geschäftspraktiken vertraut. Mit ihren Beziehungen zu ihren 
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Heimatländern könnten sie niedrigere Kosten beim Außenhan-
del realisieren; es ist daher wahrscheinlich, dass sie eher geneigt 
sind, internationalen Handel zu treiben als Einheimische. 
Empirische Studien, die den Zusammenhang zwischen Zuwande-
rung und internationalem Handel untersuchen, wurden erst kürz-
lich durchgeführt. Die Ergebnisse zeigen eine positive Korrelation 
zwischen Zuwanderung und dem Handel mit den Heimatländern 
der Zuwanderer (siehe z.B. Gould 1994 und Dunlevy/Hutchinson 
1999 für die USA; Head/Ries 1998 für Kanada). Daten für europäische 
Länder wurden kürzlich von Girma und Yu (2002) für Großbritannien 
und von Blanes Cristóbal (2004) für Spanien vorgelegt. Girma und Yu 
finden Unterstützung für die These, dass Zuwanderer den bilateralen 
Handel zwischen Großbritannien und ihren Heimatländern durch 
ihre Kenntnis der Märkte und der unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Institutionen,  durch geschäftliche Beziehungen oder per-
sönliche Kontakte fördern. Mit der gleichen Methodik stellt Blanes 
Cristóbal ähnliche Ergebnisse für Spanien fest. Eine 10%ige Erhöhung 
beim Zuwandererbestand trägt zu einem Anstieg von 2,3% bei den 
spanischen Exporten bei. Überraschenderweise gibt es keinen Be-
weis für eine positive Auswirkung auf Importe. Beide Studien deuten 
darauf hin, dass die Reduzierung der Transaktionskosten keinen in-
dividuellen Charakter hat, sondern mehr auf die Kenntnis ausländi-
scher Märkte und unterschiedlicher gesellschaftlicher Institutionen 
zurückzuführen ist, die von der Gruppe der Zuwanderer mit einge-
bracht wird. Damit wird impliziert, dass die Auswirkungen der Zu-
wanderung auf die Struktur und das Volumen des Handelsverkehrs 
umso größer  sind, je größer die kulturellen Unterschiede zwischen 
Zuwanderern und Einheimischen ausfallen. 
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4.1.7 Zuwanderer als Konsumenten und Rücküberweisungen 
(Remittances)
Wie oben angeführt gehört zu den Kanälen, durch die Zuwanderer 
auf den internationalen Handelsverkehr Einfluss nehmen können, 
dass sie Präferenzen für bestimmte Produkte und Dienstleistungen 
mit sich bringen und dadurch eine Nachfrage nach Gütern aus ihren 
Heimatländern schaffen. Zu Volumen und Verhaltensmustern beim 
Konsum von Zuwanderern ist jedoch wenig bekannt. Das Zentrum 
für Türkeistudien schätzte auf der Basis einer Umfrage unter türki-
schen und deutschen Haushalten das Gesamtvolumen des Konsums 
der türkischen Gemeinde in Deutschland auf etwa 10 Milliarden DM 
im Jahr 1992 (Sen 1994). 45.000 Türken haben entweder eine Eigen-
tumswohnung oder ein Haus in Deutschland erworben.10 Sie bilden 
im Immobilien-, Kfz- und Börsenmarkt eine wesentliche Konsumen-
tengruppe und zeigen bei Gebrauchsgütern mehr Interesse als Deut-
sche. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass türkische Haushalte 
einen höheren Konsum verzeichnen als deutsche Haushalte (Zen-
trum für Türkeistudien 1992).
Diese Feststellung steht zum Teil im Widerspruch zu der allgemei-
nen Erwartung in der einschlägigen Literatur, dass Zuwanderer eine 
wesentlich höhere Sparquote als Einheimische haben. Diese basiert 
auf der Erwartung von Zuwanderern, dass ihr zukünftiges Einkom-
men sinkt, wenn eine positive Wahrscheinlichkeit der Rückkehr in 
ihre Heimat oder die Erwartung eines höheren Grenznutzens des 
Konsums in ihren Heimatländern besteht. Zuwanderer überweisen 
einen Großteil ihrer Ersparnisse an ihre Familien in ihren Heimatlän-
dern. Im Jahr 2002 erreichten die Überweisungen von Zuwanderern 
in ihre Heimatländer einen Gesamtbetrag von 149,4 Milliarden US$, 
10  Diese Zahl dürfte inzwischen weiter angestiegen sein. Die  fünfte Mehrthemen-
befragung des Zentrums für Türkeistudien im Jahr 2003 in Nordrhein-Westfalen 
ergab, dass 28% der befragten türkischstämmigen Migranten über Wohnei-
gentum verfügten (Goldberg/Sauer 2003: 62). Bezogen auf die Gesamtzahl der 
türkischstämmigen Migranten in NRW, die die Studie mit 836.000 angibt, wären 
dies bereits rund 234.000 Eigentümer.
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übertrafen damit die offizielle Entwicklungshilfe und erzielten 83 
Prozent des globalen Volumens an FDI (Foreign Direct Investment) 
im gleichen Jahr (Straubhaar/Vadean 2004). Während die direkten 
finanziellen Auswirkungen der Überweisungen auf industrialisierte 
Länder in der Form von Zurückhaltung bei Konsum und Investitio-
nen vernachlässigt werden können, wird erwartet, dass die Über-
weisungen der Zuwanderer eine erhebliche positive Auswirkung 
auf die Entwicklung in den Empfangsländern der Überweisungen 
haben. Sie sollen das Wirtschaftswachstum verstärken, Impulse für 
das Unternehmertum vor Ort geben und die Entwicklungsaussich-
ten allgemein verbessern. Wenn sich dies bewahrheitet, könnten die 
Überweisungen den Migrationsdruck in armen Ländern mäßigen 
und so der industrialisierten Welt indirekt zugute kommen, auch 
wenn die kausalen Beziehungen zwischen Entwicklung und Migra-
tion wesentlich komplexer sind.11 
4.1.8 Integration, kulturelle Diversität und Wettbewerbs­
fähigkeit
Lange Zeit reduzierte die wirtschaftswissenschaftliche Literatur zum 
Thema Migration Zuwanderer auf ihre ökonomischen Merkmale. In 
der letzten Zeit fokussiert die Literatur aber mehr auf mögliche wirt-
schaftliche Vorteile und Kosten, die aus den differenten Merkmalen 
und Verhaltensmustern von Zuwanderern und ethnischen Gruppen 
entstehen. Kulturelle Diversität wird nicht mehr als die Hauptursa-
che für eine „fehlgeschlagene Integration”, sondern eher als ein Vor-
teil betrachtet, mit dem Potenzial, die Wettbewerbsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft zu stärken. Mit der fortschreitenden Integration der 
globalen Märkte für Güter und Faktoren wird erwartet, dass die 
11 Es gibt eine Debatte darüber, in welchem Ausmaß Überweisungen die Volkswirt-
schaft des Empfängerlandes tatsächlich stärken, da ein größerer Teil des Einkom-
mens für den Konsum und nicht für Investitionen verwendet wird. Trotzdem 
kann, auch wenn die Überweisungen für den Konsum verwendet werden, der 
daraus resultierende Multiplikatoreffekt das Sozialprodukt wesentlich erhöhen 
(siehe Ratha 2003 für Mexiko). 
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Kenntnis anderer Sprachen, Kulturen, Länder und Regionen künftig 
an Bedeutung zunimmt. 
Alesina und La Ferrara (2003) nennen drei verschiedene Arten, wie 
sich Diversität auf die Volkswirtschaft auswirken kann:
· Erstens kann Diversität direkt in individuelle Präferenzen ein-
fließen.
· Zweitens kann sich Diversität über ihren Einfluss auf die Strate-
gien von Individuen auf die wirtschaftlichen Ergebnisse auswir-
ken.
· Drittens kann Diversität als Faktor in die Produktionsfunktion 
mit aufgenommen werden.
Insgesamt gesehen stimmt die wirtschaftswissenschaftliche Lite-
ratur in der Bewertung überein, dass Diversität Produktivität, 
Innovation und Wachstum stärken kann (zu den Auswirkungen 
verschiedener Formen ökonomischer Diversität siehe z.B. Jacobs 
1969; Romer 1990). Wegen der Kommunikationsbarrieren, die durch 
verschiedene Sprachen und Kulturen verursacht werden, entstehen 
aus Diversität jedoch auch Kosten (Lazear 1999, 2000). Die Literatur, 
die die Bedeutung von Institutionen in diesem Kontext untersucht 
(z.B. Easterly 2001), deutet darauf hin, dass die Umsetzung der wachs-
tumsfördernden Auswirkungen der Diversität eine spezifische Reihe 
von Regeln oder einen gesetzlichen Rahmen erfordert. 
Obwohl offensichtlich ist, dass die Gesamtauswirkungen von Zu-
wanderung hauptsächlich von der Performanz und dem Erfolg des 
individuellen Zuwanderers im Arbeitsmarkt abhängen, hat die wirt-
schaftswissenschaftliche Literatur bisher der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Integration von Zuwanderern wenig Beachtung 
geschenkt. Die Arbeitsmarktintegration von Zuwanderern ist von 
entscheidender Bedeutung für die Auswirkungen auf die Sozialver-
sicherungssysteme in ihren Gastgeberländern. Des Weiteren wird 
diese sowohl für die Zuwanderer als auch für die einheimische Be-
völkerung als Voraussetzung für eine gesellschaftliche Integration 
betrachtet. Je schneller Zuwanderer in den Arbeitsmarkt integriert 
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werden, umso geringer fallen die dadurch erzeugten Reibungen aus, 
umso eher ist eine Akzeptanz durch die einheimische Bevölkerung 
zu erwarten und umso früher werden die ökonomischen Erwartun-
gen der Zuwanderer erfüllt (Gieseck et al. 1995).
In der letzten Zeit haben Bedenken über „fehlgeschlagene Integra-
tion“ und eine enttäuschende Performanz von Zuwanderern der 
zweiten und dritten Generation die Aufmerksamkeit der Forschung 
auf die bestimmenden Faktoren und Voraussetzungen für eine Inte-
gration gerichtet. Im Gegensatz zur US-Literatur, deren Augenmerk 
mehr auf die Einstellungen in den Gastgeberländern gerichtet ist, 
insbesondere auf das Vorhandensein von Diskriminierung, sehen 
Hönekopp (2000) und van Suntum und Schlotböller (2002) eine 
mangelhafte Bildung und die niedrigeren Qualifikationen von Zu-
wanderern nach Deutschland als die Hauptursache ihrer schwachen 
Arbeitsmarktperformanz. Dies verhindert wiederum die intensivere 
gesellschaftliche Integration von Zuwanderern. Die Autoren emp-
fehlen als integrationsfördernde Maßnahmen daher die Verbesse-
rung des Bildungs- und Ausbildungsniveaus von Zuwanderern, 
insbesondere grundlegender Fertigkeiten wie die Kenntnis der deut-
schen Sprache und Kultur. 
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4.2 Zivilgesellschaft und kultureller Kontext
4.2.1 Zuwanderer und Zivilgesellschaft
Unter Zivilgesellschaft werden hier, in Abgrenzung zu staatlichen 
Institutionen, jene Netzwerke, Aktivitäten, Institutionen und Orga-
nisationen verstanden, in denen die Bürger einer Gesellschaft, und 
damit auch Zuwanderer, ihren Willen äußern und somit am Leben 
des politischen Gemeinwesens teilnehmen. Die Zivilgesellschaft be-
inhaltet in Anlehnung an Gramscis Begriff damit auch kulturelle Fak-
toren, über die ein kollektiver Druck ausgeübt und objektive Resulta-
te erwirkt werden (können). Institutionen der Zivilgesellschaft sind 
neben den Kirchen und religiösen Vereinigungen Gewerkschaften12, 
NGOs, Wohlfahrtsverbände13 und Vereine. Regelmäßige Umfragen 
zeigen, dass Migranten sich am ehesten von Selbstorganisationen 
und Gewerkschaften in ihren Interessen vertreten fühlen (Sauer/
Goldberg 2001; Goldberg/Sauer 2002). Die zentrale Frage lautet je-
doch hier: In welchen Organisationsformen prägen Migranten die 
Zivilgesellschaft?14
Die unüberschaubar vielen Migrantenorganisationen und -vereine 
sind zu einem großen Teil nationalstaatlich geprägt. Es existieren 
Vereine mit religiösem Hintergrund, Sportverbände, sozial-kultu-
relle Vereinigungen sowie zahlreiche auf lokaler Basis operierende 
Gruppen wie z.B. Elternvereine, die begrenzte Ziele bedienen wie 
Bildung und Nachhilfe, Sport- und Kulturfeste oder einfach nur die 
Bereitstellung von Treffpunkten. Indem sie die Bedürfnisse von Zu-
12 Seit Beginn der Zuwanderung haben sich die Gewerkschaften der Interessen 
ausländischer Arbeitnehmer angenommen. Dies schlägt sich in relativ hohen 
Mitgliederzahlen nieder (vgl. Kapitel 4.3).
13 Die Wohlfahrtsverbände in Deutschland besitzen ein gewisses Betreuungsmo-
nopol für Migranten. Die interkulturelle Arbeit in Migrationsdiensten ist fester 
Bestandteil ihrer Strukturen.
14 Auf die Reaktionen der Zivilgesellschaft auf die Zuwanderung, d.h. auf den The-
menbereich der interkulturellen Anpassung bestehender Strukturen, wird hier 
nicht eingegangen.
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wanderern aufgreifen, Interessen bündeln und artikulieren, wird 
ihre Funktion auch darin gesehen, den Migranten ein gewisses 
Heimatgefühl zu vermitteln und damit Geborgenheit zu geben. In 
Deutschland sind vor allem die türkischen Vereine sichtbar, da die 
Türken die größte Gruppe der Drittstaatsangehörigen in Deutsch-
land stellen.
Die durch die religiösen Traditionen der jeweiligen Herkunftsländer 
geprägten religiösen Vereine nehmen, was die Stabilität und Konti-
nuität, die finanzielle Ausstattung und die Zahl der Mitglieder anbe-
langt, eine Vorrangstellung ein. Besonders zahlreich in Deutschland 
sind die muslimischen Moscheevereine. Indem diese sich entlang 
nationaler, politischer und religiöser Trennungslinien zu überregio-
nalen Verbänden zusammenschließen, reproduzieren sie zum Teil 
die religiösen, politischen und kulturellen Differenzen und Konflikte 
der Heimatländer. Umgekehrt haben die Herkunftsländer sehr bald 
ihr Interesse entdeckt, durch finanzielle oder personelle Unterstüt-
zung Einfluss auf den Islam in Deutschland zu nehmen. Die Vielzahl 
von Vereinen und Dachverbänden und das Fehlen repräsentativer 
Ansprechpartner15 erschweren die Kommunikation mit dieser Grup-
pe. Auf der anderen Seite gibt es zunehmend Organisationen, die 
darum bemüht sind, sich von den Einflüssen der Herkunftsländer zu 
lösen, um sich in der deutschen Gesellschaft als deutsche Muslime zu 
behaupten (Schiffauer 2004).
Eine erste umfassende Studie zu sozialen und politischen Partizipa-
tionsformen von Zuwanderern, die sich mit der Frage beschäftigt, 
wie die wachsende Bedeutung der ausländischen Selbstorganisatio-
nen zu bewerten ist (Stichwort: Parallelgesellschaft versus Integra-
tionsmotor), wurde 1999 von Diehl und Urbahn vorgelegt. Die Auto-
rinnen kommen unter anderem zu dem Ergebnis, dass aufnahme-
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15 Den Anspruch, die Muslime in Deutschland zu vertreten, erhebt neben dem 1986 
gegründeten Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland/Islamischer Weltkon-
gress auch der Ende 1994 gegründete Zentralrat der Muslime in Deutschland.
landorientierte Vereinigungen für solche Zuwanderer attraktiv sind, 
die „auf Grund ihrer Fähigkeiten und Merkmale weniger auf einen 
Rückzug in die ethnische Enklave angewiesen sind“. Für Zuwanderer 
in unterprivilegierten Situationen spielen hingegen herkunftsland-
orientierte Gruppierungen eine wichtige Rolle. Aus diesem Grund 
engagieren sie sich relativ selten in Freiwilligenorganisationen der 
Mehrheitsgesellschaft (Gaitanides 2003). Ob Selbstorganisationen 
nun integrationsfördernd oder -hemmend sind, darüber herrscht in 
der Wissenschaft keine Einigkeit, zumal dies von zahlreichen Fakto-
ren abhängt (soziale Stellung und Geschlecht der Migranten, Struk-
tur und Funktion der Vereine etc.).
Neuere Studien lösen sich zunehmend von dieser dualistischen 
Sichtweise und betonen die Bedeutung der Selbstorganisationen als 
zivilgesellschaftlichen Faktor (z.B. Thränhardt/Hunger 2000; Jungk 
2002). Die Mehrzahl der in Deutschland lebenden Drittstaatsange-
hörigen sind auf Grund ihres Aufenthaltsstatus deutschen Staatsbür-
gern zivilrechtlich gleichgestellt und nutzen auf Grund ihrer fehlen-
den politischen Rechte zunehmend ihre Bürgerrechte, was sich in 
der wachsenden Zahl von Selbstorganisationen, in Zusammenschlüs-
sen zu Dachverbänden sowie in der zunehmenden Nutzung der poli-
tischen Willensbildungs- und Artikulierungsfunktion niederschlägt. 
Diese Bemühungen werden von Seiten der Politik zwar verstärkt 
anerkannt; insgesamt sind Migrantenselbstorganisationen als po-
litischer Faktor im Gefüge der deutschen Gesellschaft aber noch als 
schwach zu bezeichnen (Jungk 2000).
4.2.2 Zuwanderer im kulturellen Kontext: Religion, Sport,  
Essen, Medien, Musik, Sprache, Literatur, Film, Mode  
und Bildende Kunst
Die Darstellung der Auswirkung von Zuwanderung im kulturellen 
Kontext bezieht sich auf zwei Aspekte: Wie hat sich die „Kulturland-
schaft“ strukturell verändert? Und welche Auswirkung hat die Zu-
wanderung auf die kulturellen Handlungsweisen von Individuen der
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Mehrheitsgesellschaft? Es sei vorausgeschickt, dass bei der Beschrei-
bung und Bewertung dieser Einflüsse die prinzipielle Schwierigkeit 
besteht, sie von Phänomenen der Globalisierung abzugrenzen. Nicht 
zuletzt ist Migration selbst ein Aspekt von Globalisierung.
Bei der Analyse von Zuwanderung im kulturellen Kontext spielt die 
Religion eine wichtige Rolle: Indem sich das religiöse Spektrum 
in Deutschland im Zuge der Zuwanderung deutlich erweitert hat, 
sind auch verstärkt Einflüsse auf den religiös-kulturellen Kontext 
festzustellen. Eingewanderte Christen verschiedenster Glaubens-
richtungen bilden zum Teil neue Gemeinden oder integrieren sich in 
bestehende weitgehend unauffällig.16 Anzahl und Stärke jüdischer 
Gemeinden haben sich infolge der Zuwanderung von Personen jü-
dischen Glaubens aus der ehemaligen Sowjetunion drastisch erhöht 
(siehe Kapitel 3.1). Auch östliche Religionen sind in Deutschland 
mehr und mehr verbreitet.17
Im Mittelpunkt der kulturbezogenen politischen und wissenschaft-
lichen Debatten steht aber die mittlerweile auf 3% der Gesamtbevöl-
kerung angewachsene muslimische Minderheit.18 Da ein Großteil der 
muslimischen Migranten dauerhaft in Deutschland verbleibt, sind 
sie bestrebt, eigene religiöse Institutionen und Riten in Deutschland 
zu verankern. Dazu gehören der Bau neuer repräsentativer Mo-
scheen und muslimischer Friedhöfe, die Praktizierung muslimischer 
Bestattungsrituale, eine Kleiderordnung und rituelle Schächtung so-
wie die Einführung von Islamunterricht an öffentlichen Schulen. Vor 
allem Moscheen und Friedhöfe führen zu sichtbaren Veränderun-
16 Eine umfassende, alle Glaubensrichtungen abdeckende Studie zur Frage, in wel-
cher Zahl neue Gemeinden durch Zuwanderung entstanden sind, steht noch aus.
17 Z.B. verzeichnet eine internationale Homepage (www.allaboutsikhs.com) der 
Sikh-Gemeinde elf Sikh-Tempel in Deutschland.
18 Nach Angaben der Deutschen Bischofskonferenz stammen rund 75% der Muslime 
in Deutschland aus der Türkei. Abgesehen von den Nachfolgestaaten Jugoslawiens 
kommen die Muslime ferner aus dem Iran, Marokko, Afghanistan, dem Libanon, 
dem Irak und Pakistan, um nur die wichtigsten weiteren Herkunftsländer zu nen-
nen.
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gen des deutschen Stadtbildes: Zu den zahlreichen unscheinbaren 
„Hinterhofmoscheen“ kommen nun repräsentative Moscheebauten. 
Wegen ihrer Architektur und Größe sowie wegen ihrer Symbolkraft 
gibt es um die Moscheen fast immer Auseinandersetzungen auf kom-
munaler Ebene (Schmitt 2003). Laut Deutscher Bischofskonferenz 
waren im Jahr 2003 auf ca. 75 Friedhöfen in Deutschland islamische 
Gräberfelder eingerichtet, da die Zahl der Muslime, die in Deutsch-
land bestattet werden wollen, zunimmt (Deutsche Bischofskonferenz 
2003: 180).
Dem Sport wird bei der Integration von Zuwanderern eine wichtige 
Funktion zugeschrieben. Insbesondere im Fußball findet ein Groß-
teil der Kontakte zwischen Deutschen und Zuwanderern statt. Das 
Thema Sport findet daher eine relativ breite wissenschaftliche Ab-
deckung sowohl im soziologischen als auch im sozialpädagogischen 
Bereich – zumal ethnische Auseinandersetzungen bei Fußballbegeg-
nungen immer wieder für negative Schlagzeilen sorgen. Eine prin-
zipielle „öffentlich erwartete integrative und konfliktregulierende 
gesellschaftliche Funktion des Sports und seiner Organisationen“ 
(Kothy/Klein 2000) wird daher in den wissenschaftlichen Analysen 
zumindest für den Fußballsport nicht bestätigt. Lösungen werden 
z.B. in der Teilnahme junger Migranten in den Mehrheitsvereinen 
gesehen. Hier zeigt sich, dass Sportstrukturen in Großstädten mitt-
lerweile sogar oft allein durch die Aufnahme junger Migranten auf-
recht erhalten werden können. Auch für Eltern übernimmt der Sport 
eine Integrationsfunktion, da sie über ihre Kinder am Vereinsleben 
teilnehmen.19
Die deutschen Ernährungsgewohnheiten und die Gastronomie­
landschaft haben sich in den vergangenen Jahrzehnten in beson-
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19 Da der Fußball hauptsächlich Männersport ist, waren Migrantinnen in diesem 
Themenbereich lange Zeit unterrepräsentiert. Ausnahmen bilden die Studien 
im Auftrag des Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport des 
Landes Nordrhein-Westfalen (2001, 2004). Bei Frauen und Mädchen besteht oft die 
Schwierigkeit, dass die integrationsfördernde Teilnahme am Sportleben Probleme 
mit dem Elternhaus hervorrufen kann.
derer Weise gewandelt: Inzwischen sind ausländische Produkte und 
Gerichte in weiten Kreisen alltäglich geworden. Ersichtlich ist diese 
Entwicklung beispielsweise aus der Angebotspalette in deutschen 
Supermärkten, aus der großen Anzahl von mehr oder weniger „exoti-
schen“ Kochbüchern im Buchhandel oder aus Restaurantführern für 
deutsche Großstädte. Auch die Vielzahl von Lebensmittelgeschäften 
mit ausländischen Produkten, allen voran der türkische Gemüse-
händler und der Asien-Shop, hat einen einheimischen Kundenkreis. 
Laut einer Studie des Allensbach-Instituts für Demoskopie über die 
Beliebtheit ausländischer Spezialitäten bei deutschen Restaurant-
besuchern bevorzugen rund 50%, bei der Altersgruppe unter 30 
Jahre sogar weit über 70%, ausländische Spezialitäten. Der türkische 
Drehspieß Döner ist in Deutschland inzwischen zum beliebtesten 
Imbissgericht geworden und hat sich seit Ende der 1990er Jahre zum 
umsatzstärksten Produkt im Gastronomiebereich entwickelt (Institut 
für Demoskopie 2003).20 
Im Bereich Esskultur vollziehen sich zwei Entwicklungen: Einerseits 
nimmt das Angebot an Produkten durch die Zuwanderung zu und 
es kommt zur Entstehung von Nischenökonomien (z.B. türkische 
Dönerbuden, Pizzaservice, vietnamesische Garküchen); andererseits 
muss die Erweiterung der Produktpalette in Supermärkten und die 
Vielfalt an Restaurants als Teil der wirtschaftlichen und kulturellen 
Globalisierung betrachtet werden. Einen wichtigen Beitrag zu dieser 
Entwicklung leistet der Tourismus. Parallel zur Zuwanderung findet 
eine Vermarktung von „Fremdem“ statt, wodurch wiederum Ethno-
20 Laut einer Studie des Zentrums für Türkeistudien gab es 1997 bundesweit 9.300 
Döner-Betriebe (ZfT 1998; Seidel-Pielen 1996). Die erfolgreiche Eingliederung des 
Döners in die deutsche Kultur zeigt sich beispielsweise daran, dass deutsche Ur-
lauber und „Deutschländer-Türken“ durch ihre Geschmacksvorlieben die typisch 
deutsche Variante des Döner in die Türkei reimportieren (ZfT 1998).  
Und: Es existiert eine von Deutschen betriebene Döner-Datenbank im Internet 
(www.doener365.de), in der bundesweit Dönerbuden recherchierbar sind, nach-
dem sie auf Aspekte wie Geschmack, Service, Flair, Musik etc. getestet wurden.
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und Exotik-Wellen entstehen.21 Wenn tatsächlich in einem Bereich 
zu Recht von einer gegenseitigen Annäherung der Kulturen im In-
tegrationsprozess die Rede ist, dann ist es der Bereich der Esskultur: 
Man kann mit Recht behaupten, dass sich die Alltagskultur der deut-
schen Mehrheit durch ausländisches Essen nachhaltig gewandelt 
hat.
Das Thema Migration und Medien ist wissenschaftlich vielfältig 
bearbeitet worden. Vor allem zwei Aspekte erscheinen besonders 
relevant: Zuwanderer als Konsumenten und Produzenten von Me-
dien sowie Zuwanderer als Gegenstand der deutschen Medien. In der 
deutschen Medienlandschaft findet sich ein breites Angebot für Aus-
länder, welches sich überwiegend einsprachig an einzelne Nationa-
litäten richtet. In Deutschland werden über 50 fremdsprachige Zei-
tungen produziert; von den Sprachen der ehemaligen „Gastarbeiter“ 
sind türkische Blätter zahlenmäßig am stärksten vertreten. Zudem 
gibt es in Berlin einen türkischen Radiosender.22 Seit Mitte der 1990er 
Jahre gewinnen im Zuge der Zuwanderung aus der ehemaligen So-
wjetunion auch russischsprachige Printmedien an Bedeutung. Seit 
2000 etablierten sich in Deutschland darüber hinaus ein- oder zwei-
sprachige „Ethnoportale“ im Internet.23 Diese Bandbreite an relativ 
autonomen, fremdsprachigen Medienprodukten existiert neben den 
deutschen Medien – quasi als Parallel-Medienwelt für eine Parallel-
Gesellschaft. Im Hinblick auf die Mediennutzung von Migranten 
– in erster Linie der Türkischstämmigen – wird ein hoher Konsum an 
muttersprachlichen Angeboten beklagt, der sich vor allem durch 
den Empfang von Kabel- und Satellitenprogrammen verstärkt hat. 
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21 In diesen Zusammenhang passt der Trend zu einer modischen, globalisierten 
„Crossover“-Küche jenseits aller traditionellen ethnischen Grenzen. Auf dieser 
Welle schwimmen wiederum auch Zuwanderer mit: Eine stadtgeographische 
Studie zeigt am Beispiel eines Kölner Stadtviertels die bunte Vermischung von 
nationalen Küchen und Herkunft der Gastronomiebesitzer (Soyez 2004).
22 Radyo Metropol FM war der erste türkischsprachige Sender in Deutschland. Er ist 
äußerst erfolgreich und sendet seit 2001 auch in anderen Bundesländern.
23 Das größte Ethnoportal ist das türkische „Vaybee“; andere Angebote richten sich 
an afrikanische, russische, polnische, griechische oder italienische Zuwanderer 
(Jordanova-Duda 2002). 
Allerdings zeigt sich bei der zweiten und dritten Generation der 
Migranten ein deutlicher Wandel in der Mediennutzung (Dresbach 
2002). Seit Ende der 1990er Jahre hat sich das Medienspektrum diver-
sifiziert, indem eine Reihe von zweisprachigen Printmedien entstan-
den ist.24 Im Radio haben sich zwei- oder mehrsprachige, multikultu-
relle Programme etabliert;25 zudem wird über die Einrichtung eines 
deutsch-türkischen TV-Kanals diskutiert. Gleichzeitig gewinnt in den 
deutschen Medienzentren die deutsch-türkische Film- und TV-Un-
terhaltungsindustrie an Bedeutung (Becker/Behnisch 2002). 
Was die Darstellung von Migranten in den deutschen Medien be-
trifft, so können unterschiedliche Tendenzen ausgemacht werden, 
die kein generelles Urteil erlauben. Speziell in der Sensations- und 
Boulevardpresse wird häufig ein verzerrtes, undifferenziertes, oft ne-
gatives Bild von Ausländern transportiert. Medienforscher kritisieren 
deshalb die Abwesenheit von Normalität in der Berichterstattung 
(Meier-Braun 2001; Schorb 2003). Gleichzeitig sind seriöse Medien 
seit längerem gegenüber Diskriminierung sensibilisiert; sie gehen 
daher vorsichtig, bisweilen mit einer überaus ernst genommenen 
political correctness mit dem Thema um. Bestimmte vorurteilsver-
stärkende Bilder, wie z.B. die Frau mit Kopftuch, werden jedoch hart-
näckig von allen Medien immer wieder benutzt, um Andersartigkeit 
oder Rückständigkeit zu vermitteln.
24 Beispiele sind die überwiegend deutschsprachigen Magazine Hayat und Etap 
sowie Türkis, eine Mischung aus Lifestyle-Magazin und Popillustrierter. Zielgrup-
pe sind junge konsumorientierte Deutsch-Türken. Im Jahr 2000 folgten die eher 
kritisch und links orientierte deutsch-türkische Wochenzeitung Persembe, deren 
Produktion aber wieder eingestellt wurde, und die Monatszeitung TürkisNews, ein 
konservativ-religiös orientiertes Blatt, das nur wenige deutschsprachige Beiträge 
enthält.
25 Die „Gastarbeiterprogramme“, seit den 1960er Jahren im Angebot der ARD-Sen-
der, wurden wegen ihres zweifelhaften Nutzens für die Integration und vor allem 
wegen stark rückläufiger Nutzung 2002 abgeschafft. Die ARD bietet seitdem auf 
verschiedenen Sendern ein „Multikulturelles Radio“ an; es gibt verschiedene zwei-
sprachige (deutsch-türkisch) oder mehrsprachige Sender, z.B. SFB Radio Multikulti 
(Gries 2000).
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Migranten als „Medienmacher“, also z.B. Journalisten, Nachrichten-
sprecher oder Moderatoren, sind bis heute keine Selbstverständlich-
keit in den deutschen Medien.26 Ausnahmen gibt es nur im Unterhal-
tungsbereich: In der Popkultur ist Exotik gefragt, daher sind Musiker, 
Tänzer und Darsteller von „exotischer“ Optik (meistens dunkelhäu-
tig) in Soaps oder Unterhaltungsshows durchaus ein alltäglicher 
Anblick im Fernsehen. Der Konsum von „exotistischer Fremdheit aus 
der Retorte“ (Terkessidis 2000) birgt allerdings die Gefahr, dass ledig-
lich Klischees bedient werden, aber keine Einbeziehung der im Land 
lebenden Minderheiten erfolgt. Einen festen Platz im deutschen 
Fernsehen haben allerdings Comedy-Programme von türkischstäm-
migen Kabarettisten wie z.B. Kaya Yanar („Was guckst du?“), Django 
Asül oder dem Münchner Duo Erkan und Stefan, die in ihren Persifla-
gen selbstbewusst mit ethnic jokes und türkisch-deutschen Klischees 
spielen. Dies kann als Indikator für sich entspannende interethnische 
Beziehungen gewertet werden.
Der Bereich Migration und Musik wurde bisher in Deutschland 
wissenschaftlich noch nicht intensiv behandelt. Die Grenzen zur Glo-
balisierung der Musik sind fließend. Ethno- und Weltmusik, Festival-
kultur, internationale Musikstile wie Klassik und Jazz, aber auch 
internationale Modetrends wie z.B. Tango oder andere lateinameri-
kanische Tanzmusikstile werden in Deutschland von Migranten mit-
geprägt. Es handelt sich hierbei jedoch nicht um spezifisch deutsche 
Kulturphänomene oder spezifische Ausdrucksweisen der in Deutsch-
land lebenden Migranten, sondern um Aspekte der Globalisierung. 
Allerdings haben in den letzten Jahren einige junge deutsche Stars 
mit Migrationshintergrund die deutschen Pop-Charts erobert.27 
Die Zuwanderung bringt eine Vielfalt von „importierter“ Musik mit 
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26 Es gibt Bemühungen, dies zu ändern: Ein Modellprojekt mit dem Titel „Mehr Farbe 
in die Medien“ des Adolf-Grimme-Instituts möchte durch Qualifizierungspro-
gramme für Migranten deren Mitgestaltungsmöglichkeiten und eine interkultu-
relle Öffnung der Medien fördern (Jungk 1999).
27 Zum Beispiel Xavier Naidoo, Sabrina Setlur, No Angels.
sich.28 Ein Großteil der Zuwanderer-Musikszene, meist traditionelle 
Musik und Folklore, wird innerhalb der communities gehört. Seit 
den 1990er Jahren zeigt sich aber die Tendenz, dass insbesondere 
die türkische Populärkultur die „ethnische Nische“ verlässt und in 
die Öffentlichkeit tritt: Die zahlreichen türkischen Diskotheken und 
Musikclubs in deutschen Großstädten werden von einem westlich 
orientierten deutsch-türkischen Publikum besucht (Caglar 1998). 
Ähnliche Musiklokale gibt es auch für ein afrikanisches, polnisches 
oder griechisches Publikum. Die deutsch-türkische Jugendkultur der 
Großstädte, allen voran Berlin, hat eine vielbeachtete Oriental-Hip-
Hop- und Rap-Szene hervorgebracht, die sich in der Öffentlichkeit 
etabliert und teilweise kommerzielle Züge angenommen hat.29 Die 
Hip-Hop-Kultur, ursprünglich in den Schwarzenghettos der USA 
entstanden, wird weltweit als Stil- und Ausdrucksmittel der Margina-
lisierten betrachtet30; die Texte beziehen sich aber inhaltlich auf den 
jeweiligen Kontext bzw. auf die Lebenssituation der türkischstämmi-
gen Jugendlichen in Deutschland. Benutzt wird die deutsche, türki-
sche oder englische Sprache.
Zuwanderung bringt auch in Deutschland eine große Sprachenviel­
falt mit sich. Nicht nur in den Medien, sondern auch im Alltagsleben 
sind Fremdsprachen der großen Zuwanderer-Communities zuneh-
mend präsent und prägen das öffentliche Leben.31 Eine Veränderung 
der deutschen Sprache durch die Übernahme von Lehnwörtern aus 
Migrantensprachen lässt sich allerdings nicht feststellen. Dies mag 
sich dadurch erklären, dass die Aufnahme von fremdsprachlichen 
Begriffen in der Regel mit einer Prestige- und Machtfrage verbun-
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28 Die aus dem Herkunftsland importierte Musik entwickelt sich im Zuwanderungs-
land meist weiter (Greve 2003, Schedtler 1999). 
29 Namhafte Gruppen sind u.a. Aziza A., Cartel, Islamic Force, Sons of Gastarbeita, 
Kanacks with Brain und Kool Savas.
30 Die Parallelen zur afroamerikanischen Popkultur sind deutlich: Deutsch-türkische 
Rapper bezeichnen sich oft als „die Schwarzen Deutschlands“ oder „deutsche Nigger“ 
aus dem „Ghetto“.
31 Beispielsweise gehören fremdsprachige Hinweise in Behörden, Verkehrsmitteln 
oder Beipackzetteln mittlerweile zum Alltag.
den ist und dann das als kulturell höher stehend Aufgefasste über-
nommen wird: Die Sprachen der Zuwanderer in Deutschland, allen 
voran das Türkische, erfahren eine eher geringe Wertschätzung, so 
dass ihr Einfluss auf das kulturelle Leben marginal ist. Ein kreativer 
Umgang mit der deutschen Sprache findet allerdings in der türkisch-
deutschen Jugendkultur statt: In den 1990er Jahren entwickelte sich 
mit „Kanakisch“, einem persiflierten, fehlerstrotzenden „Türken-
deutsch“, eine eigene Sprachkultur, die stark auf deutsche Unter-
haltungsmedien abgefärbt hat.32 Den Begriff „Kanak Sprak“ prägte 
der türkischstämmige Autor Feridun Zaimoglu im gleichnamig 
betitelten Buch (1995). Das ursprüngliche Schimpfwort „Kanake“ für 
„Ausländer“ wird hier selbstbewusst und ohne Rücksicht auf political 
correctness verwendet. Die türkisch-deutsche Mischsprache ist ein 
Symbol für eine neue soziokulturelle Identität einer Gruppe, der so-
wohl einheimische als auch Migrantenjugendliche angehören (Kall-
meyer/Keim 2003; Schmidt-Fink 2002).
Das Thema „Zuwanderung und Literatur“ wird in der Literaturwis-
senschaft unter dem Begriff „Interkulturelle Literatur“ positioniert; 
die Forschung dazu ist spärlich. Aus der früheren „Gastarbeiterlite-
ratur“ ist die Gattung „Migrantenliteratur“ geworden. Hier betätigen 
sich einerseits Migranten als Schriftsteller, andererseits ist die Migra-
tion Gegenstand von Literatur.33 Zahlreiche Autoren nicht-deutscher 
Herkunft sind mittlerweile erfolgreich im deutschen Literaturwesen 
vertreten; die meisten schreiben sowohl in deutscher als auch in ih-
rer Muttersprache (Chiellino 2000). Tatsächlich verarbeiten viele von 
ihnen in ihren Werken, wenn auch nicht ausschließlich, ihre Erfah-
rungen der Migration, der Fremdheit und den Bezug zum Herkunfts-
land. Ein neues beachtenswertes Phänomen, in deutlicher Oppositi-
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32 Comedy-Stars wie Erkan und Stefan oder Dragan und Alder karikieren die sprach-
lichen und menschlichen Unzulänglichkeiten eines jungen Ausländers. 
33 Beide Definitionskriterien sollten allerdings mit Vorsicht betrachtet werden: Auto-
ren werden zum einen rein auf Grund biographischer Daten in eine „Exotenecke“ 
gestellt und zum  anderen inhaltlich auf die Verarbeitung der Migrationssituation 
beschränkt.
on zur „Betroffenheitsliteratur“ und zur „Müllkutscherprosa“, ist die 
in den 1990er Jahren entstandene Bewegung „Kanak Attack“, ein  
polemischer literarischer Pop, dessen prägender Autor Feridun 
Zaimoglu ist. Seine eigenwillige Mischung aus Straßenslang und 
Poesie, mit der er das Leben am Rande der deutschen Gesellschaft 
beschreibt, und seine respektlose Auseinandersetzung mit der deut-
schen Ausländerdebatte und auch den Zuwanderern selbst hat die 
Bewegung bei deutschen Intellektuellen und Feuilletonisten po-
pulär gemacht. Die deutsch-türkische Hip-Hop-Szene, Kanak Sprak 
und Kanak Attack kultivieren diese selbstbewusste, provozierende 
Rhetorik der Ausgegrenzten („Wir sind die Nigger Deutschlands“) 
und schaffen damit eine neue identitätsstiftende Subkultur für viele 
Jugendliche nichtdeutscher Herkunft, ungeachtet ethnischer Gren-
zen. Konkurrenz für die zahlenmäßig begründete Dominanz der 
türkisch-deutschen Kulturprodukte stellen seit Ende der 1990er Jah-
re Kulturschaffende russischer Herkunft dar, namentlich der Autor 
Wladimir Kaminer. Populär wurde er mit seiner Veranstaltung „Rus-
sendisko“ und der gleichnamigen Erzählsammlung (Kaminer 2000). 
Mit weiteren in deutscher Sprache erschienenen Publikationen avan-
cierte er zu einem der beliebtesten Jungautoren Deutschlands.
Im deutschen Film traten Migranten lange Zeit in einer Art „Opfer-
rolle“ auf. Rainer Werner Fassbinders „Angst essen Seele auf“ aus 
dem Jahr 1974 kann hierfür als Paradebeispiel gelten. Spielfilme 
wie Hark Bohms „Yasemin“ (1988) oder Tevfik Basers „40 Quadrat-
meter Deutschland“ (1985) thematisierten die Unterdrückung 
ausländischer Frauen in Deutschland. Viele Filme behandelten das 
Übergangsstadium der Migration oder die Gegebenheiten in den 
Herkunftsländern. Fatih Akins „Kurz und schmerzlos“ (1998) war der 
Startschuss für eine neue Welle von Spielfilmen türkischstämmiger 
Nachwuchsregisseure in Deutschland. „Lola und Bilidikid“ (1998) von 
Kutlug Ataman erregte als erster nationale Stereotypen überwin-
dender Migrantenfilm internationale Aufmerksamkeit. Den neuen 
Filmen gemeinsam ist die Ansiedlung der Filmgeschichte in deut-
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schen Großstädten, der türkische Hintergrund und der aktuelle Blick 
auf das Alltägliche im Leben in zwei oder sogar mehreren Kulturen 
in Deutschland. Zumindest der türkisch-deutsche Film scheint somit 
etabliert. Höhepunkt seines kommerziellen Erfolges war der  
Goldene Bär auf der Berlinale 2004 für Fatih Akins „Gegen die Wand“ 
– ein Zeichen dafür, dass Filme von Migranten Teil der deutschen 
Filmkultur geworden sind und Migrantenthemen ein breites Publi-
kum begeistern können.
Beim Thema Zuwanderung und Mode sind zwei Aspekte zu beach-
ten: In Großstädten, vor allem in Berlin, haben sich zwar eine Reihe 
von Modedesignern mit Migrationshintergrund etablieren können, 
sie werden bisher jedoch überwiegend im lokalen Rahmen wahr-
genommen. Man kann sie also nicht als prägend für die deutsche 
Kultur bezeichnen. Modeprägend ist vielmehr der Massenkonsum, 
und hier dominieren wiederum globalisierte Stilrichtungen und die 
internationale Modeindustrie. Der andere Aspekt bezieht sich auf 
Modestile bei Migrantenjugendlichen und ihre eventuelle Ausstrah-
lung auf die Mehrheitsgesellschaft. Mode dient bei Jugendlichen 
als Kommunikationsmittel und Orientierungshilfe. So ist z.B. die so 
genannte „Streetwear“ unter Migrantenjugendlichen sehr verbrei-
tet. Hieronymus (2001) zeigt in einer international vergleichenden 
Studie auf, dass „gerade wenn die Jugendlichen aus Zuwandererhin-
tergründen als nicht zur Nation zugehörig definiert sind (...), dazu 
(tendieren), nach einem anderen Weg in die Gesellschaft zu suchen 
– durch die Aneignung der Symbole der Mainstream-Kultur, wie sie 
sich durch „Fitness“ und „Markenkleidung“ darstellt“. Mode dient 
Zuwanderern demzufolge nicht primär als Ausdruck eigener eth-
nischer Identitäten, sondern wird insbesondere bei Jugendlichen 
dazu benutzt, Zugehörigkeit zu demonstrieren. In der Bildenden 
Kunst ist künstlerische Qualität meist international zu bewerten und 
nicht auf deutsche Kultur zu begrenzen. In der deutschen modernen 
bildenden Kunst sind Migranten zwar vertreten, aber nicht an expo-
nierter Stelle.
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Die Kulturlandschaft in Deutschland ist durch die Zuwanderung 
vielfältiger geworden. Migranten sind in den verschiedensten Kul-
turbereichen präsent. Sogar an einem typisch deutschen Kulturgut, 
dem deutschen Karneval, wirken Migranten mittlerweile prägend 
mit.34 Des Weiteren hat sich in Berlin ein eigenständiger „Karneval 
der Kulturen“ etabliert, bei dem sich zahlreiche Zuwanderergruppen 
darstellen (Frei 2003).
4.3 Politischer Kontext
Nachfolgend soll das Auftauchen von Migration und von Migran-
ten35 in verschiedenen politischen Institutionen und Organisationen 
in Deutschland thematisiert werden. Grundsätzlich ist festzuhalten, 
dass dieser Gegenstand bisher nicht systematisch erforscht worden 
ist. Zunächst soll deshalb der Frage nachgegangen werden, welche 
strukturellen Voraussetzungen dazu geführt haben, dass politische 
Organisationen nur sporadisch in den Blickwinkel der Forschung 
geraten sind. Im Anschluss daran werden Forschungsergebnisse be-
züglich der verschiedenen Organisationen vorgestellt: Erkenntnisse 
über den Einfluss von Migration auf kommunale Verwaltungen, Ge-
werkschaften und politische Parteien. Die Kenntnisse über den Grad 
und die Ausrichtung politischer Partizipationsformen, die nachfol-
gend aufgezeigt werden, führen in Deutschland immer wieder dazu, 
dass das gültige Mitgliedschaftsmodell hinterfragt wird, alternative 
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34 Die Beteiligung reicht von türkischstämmigen Gardeprinzen über Tänzerinnen 
aus diversen Nationen bis hin zu eigenen Karnevalswagen, die mit türkischen 
Symbolen geschmückt sind wie z.B. der Narrenfigur Karagöz (Emmendörfer-Bröß-
ler 1999). 
35 Generell ist anzumerken, dass die vorliegende Literatur oftmals nicht zwischen 
Migranten als Ausländern und Migranten als eingebürgerten Deutschen unter-
scheidet. Der Terminus „Migrant“ bezieht sich in der Regel auf die ehemaligen Ar-
beitsmigranten, also sowohl auf Drittstaatenangehörige mit festem Aufenthalts-
status als auch auf EU-Migranten. Die Ursache hierfür liegt zum einen darin, dass 
viele Forscher versuchen, den Begriff des Ausländers zu vermeiden, zum anderen 
aber auch darin, dass bei der Erhebung von Daten eingebürgerte Migranten nicht 
mehr ohne Weiteres von Deutschen zu unterscheiden sind. 
Modelle entwickelt und politische Forderungen gestellt werden. Ei-
nige dieser Entwürfe sollen abschließend vorgestellt werden. 
Der politische Diskurs über Migration und Migranten in Deutschland 
wurde in den vergangenen Jahren von der Annahme dominiert, die 
Diskussion über Zuwanderung in die Bundesrepublik habe sich ver-
ändert (Angenendt/Kruse 2003; Schmalz-Jacobsen 2001). Als Anlässe 
hierfür werden die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts zum  
1. Januar 2000 und die von Bundeskanzler Schröder am 3. März 2000 
angekündigte und am 1. August 2000 in Kraft gesetzte Green Card- 
Verordnung (Hunger 2003) sowie der im Jahre 2001 von Bundes-
innenminister Schily vorgelegte Gesetzentwurf für ein Zuwande-
rungsgesetz gesehen, dessen Verabschiedung im Jahre 2004 folgte. 
Der lange Weg zu diesen Reformen und die über Jahre fortgesetzte 
Selbstbeschreibung, ein Nicht-Zuwanderungsland zu sein, die 
durch das Zuwanderungsgesetz noch einmal neu belebt worden ist 
(Bade/Bommes 2000), hat die migrationspolitische Debatte sowohl 
in der Politik als auch in der Wissenschaft vorstrukturiert. In diesem 
Kontext wurden die Integration der Migranten und deren Assimi-
lation sowie die politischen Entscheidungen auf dem Weg dorthin 
zum Fluchtpunkt von Untersuchungen und politischen Debatten. In 
diesem Sinne wurden vornehmlich „die Bereitschaft oder Unwillig-
keit, Fähigkeit oder Unfähigkeit der Migranten, sich zu integrieren“ 
(Bade/Bommes 2004: 12), vor dem Hintergrund der sozialen und 
rechtlichen Barrieren zum Gegenstand von Untersuchungen.
Der Diskurs über die Bedingungen politischer Partizipation von 
Migranten in Deutschland ist von der Tatsache der mangelnden po-
litischen Integration (durch restriktive Einbürgerungsbedingungen 
und das fehlende Wahlrecht für Ausländer) geprägt.36 Politische 
Organisationen wie Gewerkschaften und Parteien selbst und ihre 
Veränderung durch die Partizipation von Migranten wurden von 
den Untersuchungen weitgehend ausgespart. Betrachtet man den 
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36  EU-Ausländer verfügen seit 1992 über das kommunale Wahlrecht in Deutschland.
Einfluss von Migration und Migranten auf politische Institutionen 
und Organisationen, so ist dieser für kommunale Verwaltungen, 
Gemeinden und Gewerkschaften nachgewiesen. Die Veränderung 
von Parteien und der Aufbau migrantenspezifischer Strukturen in-
nerhalb derselben lässt sich zwar zeigen, ist aber von der Forschung 
nicht dokumentiert. In der jüngeren Forschung wird die politische 
Einstellung von Migranten sowie deren Selbstorganisation in Verei-
nen untersucht.
Verwaltungen: In den vergangenen Jahren gerät die Verwaltung 
von Migration zunehmend in den Blick der Forschung (Oltmer  
2003). Die Veränderung der Verwaltungen selbst, die unter dem 
Begriff der „interkulturellen Öffnung“ zusammengefasst wird, wird 
innerhalb politischer Stiftungen wie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
und der Bundeszentrale für politische Bildung auf Fachtagungen 
thematisiert, ist jedoch bislang nur vereinzelt zum Gegenstand sys- 
tematischer wissenschaftlicher Untersuchungen geworden (Fried-
rich-Ebert-Stiftung 2002; Lima Curvello/Pelkhofer-Stamm 2003). 
So sind Bommes (2003) und Koch (2002) der Frage nachgegangen, 
inwieweit Migration und das Auftauchen von Migranten in Or-
ganisationen zu einem Ereignis wird, das sozialstrukturelle Folgen 
nach sich zieht. Die Autoren untersuchen in einer vergleichend an-
gelegten empirischen Studie exemplarisch zwei Kommunalverwal-
tungen und die Veränderung politischer Administration innerhalb 
derselben nach dem Eintreffen von Migranten in den jeweiligen 
Kommunen. Bommes (2003) weist darauf hin, dass es unter dem 
Einfluss von Migration zwar zu einer Veränderung der Organisa-
tion komme, diese aber sowohl in Qualität als auch in Quantität 
hochgradig von den zuvor vorhandenen inneren Strukturen dieser 
Organisation (Stellen, Personal, Parteien, Kommunalverfassungen, 
Programme) abhängig sei. In dem Zusammenwirken der vorhande-
nen Strukturen entwickelten sich dann Problemdefinitionen und 
Entscheidungen, z.B. darüber, welche Mittel jeweils aufgewandt und 
in welcher Weise bestimmte Migrantengruppen überhaupt als Pro-
blem definiert werden. Ob Migranten jeweils als Fremde oder als Ein-
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heimische beobachtet und welche Lösungswege für die Bearbeitung 
jeweils eingeschlagen würden, werde innerhalb einzelner Kommu-
nen völlig unterschiedlich beantwortet. Die Frage, wie Migration 
deshalb bewertet werde, sei weitgehend von der Beobachtung und 
Beschreibung der Organisationen abhängig. Einzelne Städte haben 
in diesem Zusammenhang spezialisierte Ämter geschaffen, wie zum 
Beispiel Frankfurt am Main das Amt für Multikulturelle Angelegen-
heiten.
Der Einfluss von Ausländerbeiräten auf Gemeindeverwaltungen 
wurde hauptsächlich in den 1980er und 1990er Jahren untersucht 
und ist hinreichend belegt (Bommes 1992; Hoffmann 1986 und 1989; 
Koch 2002). Dort wirken sie auf die Migrationspolitik von Kommu-
nen und spielen eine Rolle bei der Erfassung und Bearbeitung von 
sozialen und kulturellen Integrationsproblemen. Mittlerweile sind 
solche Formen der Beteiligung von Migranten in einzelnen Bundes-
ländern gesetzlich installiert (Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Stadtentwicklung NRW 1998). Auch wenn diese Organisationen in 
ihrer Effizienz nach wie vor umstritten bleiben, werden sie in der Re-
gel nur dann öffentlich thematisiert, wenn ihre Legitimation durch 
nachlassende Wahlbeteiligung in Frage gestellt wird. 
Gewerkschaften: Die politische Partizipation von Migranten und 
der Einfluss von Zuwanderungsprozessen auf Gewerkschaften ist 
verschiedentlich untersucht worden, jedoch liegen kaum neuere 
Studien vor (Diehl/Urbahn 1999; Kühne/Öztürk/West 1994; Øster-
gard-Nielsen 2003; Treichler 1998). Die Partizipation ausländischer 
Arbeitnehmer in Gewerkschaften steht unter dem von diesen 
durchgesetzten Vorzeichen des geltenden Sozial- und Tarifrechts 
und des so genannten Inländerprimats nach dem Sozialgesetzbuch 
(Bade/Bommes 2000). Das von den Gewerkschaften zu bearbeitende 
Problem besteht deswegen weniger in der rechtlichen Benachteili-
gung, die aus der ausländischen Staatsangehörigkeit hervorgeht, 
sondern in einer strukturellen Diskriminierung (z.B. durch man-
gelnde Aufstiegsmöglichkeiten) und in der Ausländerfeindlichkeit 
innerhalb der Betriebe. Diese stand bereits in den 1980er und Anfang 
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der 1990er Jahre schwerpunktmäßig im Fokus gewerkschaftlicher 
Initiativen und wurde damals bereits vereinzelt von der Forschung 
aufgegriffen (Dohse 1981; Öztürk 1994). Die Gewerkschaften initiier-
ten Kampagnen gegen Ausländerfeindlichkeit, griffen diese Thema-
tik in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit auf und formulierten 
Stellungnahmen zur deutschen Zuwanderungs- und Integrationspo-
litik (Deutscher Gewerkschaftsbund 1994, 1996; Klose 1994; Treichler 
1994). Seit dem Jahre 2000 wird die Bedeutung der Zuwanderung 
als Thematik innerhalb der Gewerkschaften jedoch als abnehmend 
eingeschätzt (Treichler 2004). Die Durchsicht von aktuellen Gewerk-
schaftspublikationen zeigt, dass heutzutage betriebliche Diskrimi-
nierung nach wie vor thematisiert wird, dass aber insbesondere der 
Status, den die ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer innerhalb der Hierarchien der Betriebe und der Gewerkschaften 
einnehmen, diskutiert wird.37 So wird beispielsweise in der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di die Einführung so genannter 
„Personengruppen“ ausländischer Arbeitnehmer gefordert, die mit 
speziellen Befugnissen ausgestattet sind und die bislang lediglich in 
der IG Metall institutionalisiert waren. 
Wissenschaftliche Daten über den Einfluss von Zuwanderern auf die 
deutschen Gewerkschaften liegen insbesondere für die Industriege-
werkschaft Metall vor. Der institutionelle Veränderungsprozess ist 
für diese Einzelgewerkschaft seit den 1960er Jahren dokumentiert 
(Hinken 2003; Østergard-Nielsen 2003; Öztürk 2002): Bereits im Jahre 
1968 wurde innerhalb dieser Gewerkschaft das Referat „Ausländi-
sche Arbeitnehmer“ gegründet und im Jahre 1983 eine in den Einzel-
gewerkschaften bislang einmalige „Personengruppe“ gebildet.  
Das 1972 im DGB eingeführte passive Wahlrecht für Ausländer hat 
jedoch nicht dazu geführt, dass Migranten trotz ihres hohen Orga-
nisationsgrades, der in der IG Metall 2000 beispielsweise bei 54% lag, 
bedeutsame Aufstiegsprozesse in den Gewerkschaftshierarchien 
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37  Vgl. z.B. www.igmetall.de/pressedienst/2003/006.html; www.igbce.de;  
www.migration-online.de.
durchlaufen haben: Ihre Repräsentanz in den Gremien nimmt mit 
steigenden Befugnissen der jeweiligen Gremien ab. Betrug der Anteil 
der ausländischen Vertrauensleute in der IG Metall Ende der 1990er 
Jahre noch zehn Prozent, so lag er bei den Betriebsräten bei lediglich 
fünf und bei den Beschluss fassenden Organen und Leitungsgremien 
in der IG Metall bei 4,5 %, um bei den Gewerkschaftssekretären so-
gar auf ganze zwei Prozent abzufallen. Migranten seien zwar besser 
organisiert, so Öztürk (2002), jedoch schlechter repräsentiert als die 
Deutschen (Diehl/Urbahn 1999). Einen Einfluss ausländischer Arbeit-
nehmer auf die politische Agenda von Gewerkschaften weist Øster-
gard-Nielsen (2003) für die 1980er Jahre nach. Sie zeigt, dass zu dieser 
Zeit die Austragung herkunftslandorientierter politischer Konflikte 
innerhalb der Gewerkschaftsgremien der IG Metall regelmäßig be-
klagt wurde. Demnach, so Østergard-Nielsen, sei auch die Politik der 
Gewerkschaften von diesen Auseinandersetzungen bestimmt gewe-
sen. So seien beispielsweise die innen- und außenpolitischen Forde-
rungen, die an die Bundesregierung gerichtet wurden, von diesen 
Themen geprägt worden. 
Parteien: Der Einfluss von Migranten innerhalb der Parteien ist wis-
senschaftlich kaum dokumentiert. Daten über die Staatsangehörig-
keit der Mitglieder werden von den Parteien nicht herausgegeben. 
Thränhardt (2003) gibt einen Überblick über die Veränderungen der 
migrationspolitischen Agenda der einzelnen Parteien sowie die Ent-
wicklung der Ausländerfeindlichkeit derselben. Zwar lassen sich in 
den Parteien selbst einzelne Veränderungen – wie etwa die Bildung 
von Migrantengremien – erkennen, diese sind jedoch bisher nicht 
hinreichend untersucht worden. So haben sich parteinah diverse 
Einzelorganisationen herausgebildet. Die Deutsch-Türkische Union 
(DTU) in Berlin und das Deutsch-Türkische Forum (DTF) in NRW sind 
beispielsweise der CDU angegliedert. An der Sozialdemokratie ori-
entiert ist die HDF (Sosyaldemokratic Halk Dernekleri Ferasyonu), die 
sich als Organisation türkischer Sozialdemokraten mit politischen 
Fragen des Herkunftslandes auseinander setzt. Østergard-Nielsen 
(2003) unterstreicht den Einfluss der türkischen Sozialdemokraten 
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auf die SPD-Politik, insbesondere dem türkisch-kurdischen Konflikt 
in den 1990er Jahren gegenüber. Auch Bündnis 90/Die Grünen ver-
fügen über die Immigrantenvereinigung „Immigrün“. In der FDP 
existiert die Liberale Deutsch-Türkische Vereinigung (LTD). Auf den 
Listen aller Parteien kandidieren zudem mittlerweile immer wieder 
auch eingebürgerte Migranten.
Politische Orientierungen von Migranten: Daten über die politi-
schen Tendenzen von Zuwanderern zeigen, dass sich im Jahre 2000 
32,2 Prozent der Ausländer in Deutschland der SPD zugeneigt fühl-
ten, jeweils 8,5 Prozent der CDU und den Grünen sowie 1,7 Prozent 
der FDP (Marplan 2000; s.a. Diehl/Urbahn 1999). Der Blick auf die 
neu eingebürgerten Migranten, zu denen  – neben der Gruppe der 
Ausländer – auch die Aussiedler zählen, zeigt jedoch ein anderes 
Bild (Wüst 2002): Ehemalige Aussiedler tendierten demnach mehr-
heitlich zu den Unionsparteien, die Herkunftsgruppe der Türken 
dagegen mehrheitlich zur SPD. Hingegen hatten rechte Parteien bei 
keiner Gruppe Bedeutung. Als Ursache, so Wüst, seien zwar zum  
einen religiöse Zugehörigkeiten sowie die soziale Herkunft der Ein-
gebürgerten zu sehen, insgesamt erwiesen sich jedoch sozio- 
demographische Erklärungsfaktoren als nicht ausreichend. Viel-
mehr zeige die Ländergruppenzugehörigkeit eine klare politische 
Neigung, die jedoch mit steigendem Integrationsgrad abnehme. 
Die für die Eingebürgerten relevanten Themen seien vergleichbar 
mit denen der Deutschen: Arbeitslosigkeit, Steuern oder Renten. Die 
Wichtigkeit, die migrationsspezifischen Fragen beigemessen werde, 
unterscheide sich aber marginal von der Bedeutung, die gebürtige 
Deutsche ihnen zuwiesen. Jedoch kommt Wüst zu dem Ergebnis, 
dass mit dem Einbürgerungsrecht eine neue Gruppe von Wählern 
zum Wahlvolk hinzugekommen sei, die durch ihre Größe wahlbe-
stimmend sein könne (Castles/Miller 2003; Hunger 2001; Thränhardt 
2003; Wüst 2002). Allerdings ist festzuhalten, dass sich deren Wahl-
verhalten in der Summe vom Wahlverhalten gebürtiger Deutscher 
nicht signifikant abhebt. 
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Politische Partizipation in Selbstorganisationen und Vereinen: 
Politische Partizipation von Migranten findet ferner in den so ge-
nannten Selbstorganisationen statt, die mittlerweile zu einem wich-
tigen Faktor der Zivilgesellschaft geworden sind. Daten über diese 
Organisationen liegen für einzelne Bundesländer vor (Fijalkowski/
Gillmeister 1997; Ministerium für Arbeit, Soziales und Stadtentwick-
lung NRW 1998). Die Bedeutung der Selbstorganisationen und deren 
Einfluss auf die Zivilgesellschaft ist jedoch noch nicht hinreichend 
untersucht worden. Die Herausbildung diverser Migrantenorgani-
sationen lässt sich als Konsequenz der rechtlichen und kulturellen 
Differenzierung der einzelnen Migrantengruppen und Individuen 
in Deutschland verstehen (Ergi 2000; Özcan 1989). Diese Organisa-
tionsform gewinnt gegenüber traditionelleren Formen politischer 
Partizipationsstrukturen wie den Ausländerbeiräten an Bedeutung. 
Wie differenziert die einzelnen Partizipationsformen von Migranten 
sein können, zeigt Diehl (2002) am Beispiel türkischer Vereine. Diese 
lassen sich in aufnahme- und herkunftslandorientierte Vereinigun-
gen unterscheiden (Diehl 2002; Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Stadtentwicklung NRW 1998). Diehl untersucht politische Partizipa-
tion unter der Prämisse der Assimilationstheorie und zeigt Segrega-
tionsprozesse und Reethnisierungstendenzen innerhalb von türki-
schen politischen Vereinen auf. Zu den herkunftslandorientierten 
Vereinigungen werden insbesondere linke oder nationalistische Par-
teien wie die PKK gezählt (Diehl/Urbahn 1999). In den letzten Jahren 
gewinnen jedoch verstärkt religiöse politische Vereinigungen, ins-
besondere islamische Vereinigungen der türkischen Zuwanderer, an 
Bedeutung (Heitmeyer/Müller/Schröder 1997). Die Einschätzungen 
darüber, inwieweit die Qualität politischer Partizipation im Aufnah-
meland und die rechtliche Integration die Beziehungen zu Zuwan-
derungs- und Herkunftsland beeinflussen, sind in der Wissenschaft 
somit sehr ambivalent und abhängig vom jeweiligen theoretischen 
Hintergrund der Forscher.
Die Entwicklung neuer Mitgliedschaftsstrukturen durch Migra­
tion: Die Anwesenheit von Migranten in Organisationen oder ganz 
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allgemein auf den Territorien von Zuwanderungsstaaten führt zu 
strukturellen Veränderungen, deren Intensität wiederum von den 
bereits vorgefundenen Bedingungen abhängig ist. Ganz entschei-
dend sind hierbei die rechtlichen Strukturen, die den Aufenthalt 
der Migranten dominieren, so in Deutschland das geltende Aus-
länder- und Staatsangehörigkeitsgesetz (Koopmans/Statham 1999; 
Koopmans 2004). Diese Strukturen bestimmen, ob und in welcher 
Form politische Partizipation überhaupt möglich ist, welche The-
men dabei auf die Agenda von Interessengruppen gesetzt und in die 
Öffentlichkeit getragen werden. Sie geben gleichzeitig die Geltung 
dieser Gruppen vor – ob als potentielle Wählergruppen oder als 
Gruppen von relativ einflusslosen Nichtwählern. Dementsprechend 
wurde der migrationspolitische Diskurs in Deutschland über lange 
Zeit von der Tatsache fehlender politischer und rechtlicher Integra-
tion (durch ein restriktives Einbürgerungsrecht und ein fehlendes 
Wahlrecht für Ausländer) dominiert (Decker 1982, Bade 1994). Der 
Diskurs fokussierte die politische Integration der Zuwanderer und 
initiierte gleichzeitig die Diskussion über veränderte Formen von 
Mitgliedschaften in den Nationalstaaten (Prümm 2004). Hierzu zählt 
beispielsweise das Modell des so genannten Denizens (Hammar 1994) 
als eines relativ privilegierten Zuwanderers, dessen Bedeutung sich 
insbesondere in Wohlfahrtsstaaten unter restriktiven Einbürge-
rungsbedingungen zu stabilisieren scheint, was sich in Deutschland 
statistisch zeigen lässt. Trotz eines im Hinblick auf Mehrstaatigkeit 
restriktiven Staatsangehörigkeitsgesetzes ist aber auch in Deutsch-
land von einer zunehmenden Bedeutung doppelter Staatsange-
hörigkeiten auszugehen (Faist et al. 2004). So geht das Konzept 
transnationaler Räume (Faist 2000a) davon aus, dass sich durch die 
Technisierung des Transports und der Kommunikationstechnik au-
tomatisch veränderte Bindungen zwischen Individuen und Staaten 
herausbildeten, die auch zu neuen „transnationalen“ Partizipations-
formen, Mehrfachidentitäten und multiplen nationalen Zugehö-
rigkeiten führten. Die jüngere Migrationsforschung diagnostiziert 
somit gegenüber der etablierten Migrationstheorie (Esser 1980 und 
2004) neuere Varianten von Integration auf der Grundlage veränder-
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ter Auffassungen von politischen Mitgliedschaften und Identitäten, 
die als Auswirkung der Zuwanderung auf die Zuwanderungsgesell-
schaft, resp. Deutschland selbst zu sehen sind (Atilgan 2002; Faist 
2000b; Faist et al. 2004; Kleber 1997; Pries 2000). Dabei betonen die 
Autoren die Bedeutung der Etablierung doppelter Staatsangehörig-
keit, um das Recht auf politische Inklusion oder Bürgerschaft auch in 
der Zukunft sicher zu stellen, während andere Autoren die Relevanz 
der Staatsangehörigkeit in den vergangenen Jahren in Frage gestellt 
haben (Prümm 2004; Soysal 199438). Aber unabhängig von der Frage, 
welche Bedeutung der Staatsangehörigkeit als politischer Mitglied-
schaft von den einzelnen Individuen zugewiesen wird, die mit wach-
senden Rechten der Nichtmitglieder (Ausländer) sicherlich weiter 
sinken wird: Aus der Anwesenheit einer zunehmenden Anzahl von 
Nichtmitgliedern und damit Nichtwählern in politischen Kollekti-
ven wird sich langfristig ein Spannungsfeld für die demokratische 
Legitimation dieser Kollektive ergeben. Einbürgerungspolitik und 
die Diskussion mehrfacher Staatsangehörigkeiten werden deshalb in 
Deutschland auch weiterhin auf der migrationspolitischen Agenda 
zu finden sein. 
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38  Die Autorin untersucht vorhandene Partizipationsmöglichkeiten im internatio-
nalen Vergleich und analysiert u.a. auch am deutschen Beispiel, dass Rechte und 
Pflichten, die nicht an die Staatsangehörigkeit gebunden sind (wie Sozialrechte 
und politische Rechte), international zunähmen. Die Tatsache, dass politische 
Partizipation auch ohne die Staatsangehörigkeit des Aufnahmelandes möglich 
sei, zeige, dass sich in den modernen Nationalstaaten der Nachkriegszeit bereits 
neue Formen von „postnationaler“ Mitgliedschaft herausgebildet hätten. 
5 Strukturelle Rahmenbedingun­
gen der Integration von Zuwan­
derern: Zugangsmöglichkeiten 
und Barrieren
Das Ausmaß von Zugangsmöglichkeiten und Barrieren spiegelt die 
gesellschaftliche Bereitschaft für die Aufnahme von Zuwanderern 
wider und bestimmt den Erfolg ihrer Integration in die Gesellschaft. 
Die Auswirkungen von Zuwanderung auf eine Gesellschaft hängen 
vom allgemeinen Verständnis des Themas Zuwanderung in der 
Aufnahmegesellschaft und der damit verknüpften Integrationspo-
litik ab. Sprachkenntnisse, Bildung und Beschäftigung sind für die 
Integration von Zuwanderern von entscheidender Bedeutung. Der 
Zugang zum Bildungs- und Ausbildungssektor sowie der Zugang 
zum Arbeitsmarkt haben weit reichende Auswirkungen auf die 
Lebensbedingungen und Wohnverhältnisse. Darüber hinaus spie-
len das Ausmaß rechtlicher Gleichstellung und die Möglichkeiten 
politischer Beteiligung für die Integration von Zuwanderern eine 
wichtige Rolle. Die Situation von Migranten in den verschiedenen 
Integrationsbereichen kann allerdings nur partiell erfasst werden: 
Migranten, die die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben, 
werden in der amtlichen Statistik als Deutsche ausgewiesen. Die Inte-
grationssituation von Zuwanderern könnte daher insgesamt zu ne-
gativ eingeschätzt werden (Salentin/Wilkening 2003). Um diese dif-
ferenzierter beurteilen zu können, sind daher Studien erforderlich, 
die einen Vergleich von eingebürgerten und nicht eingebürgerten 
Migranten vornehmen.
5.1  Phasen der Integrationspolitik
Die deutsche Integrationspolitik war lange Zeit von einem „laissez-
faire-Ansatz“ gekennzeichnet. Als man im Jahr 1955 die ersten aus-
ländischen Arbeitnehmer anwarb, wurde davon ausgegangen, dass 
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sie nach Ende ihrer Arbeitsverpflichtung wieder in ihre Heimatlän-
der zurückkehrten. Zuwanderung wurde als temporäres Phänomen 
angesehen, so dass eine umfassende Integrationspolitik nicht not-
wendig erschien. Einzelne Bemühungen zur Integration von Zuwan-
derern in die deutsche Gesellschaft orientierten sich am Rechtsstatus 
der Zuwanderer bei ihrer Ankunft und wurden von der Regierung in 
unterschiedlichem Maße unterstützt. Neuere Forschungen zeigen, 
dass die Regierung gegenüber den sozialen Problemen in diesem 
Bereich nicht blind war (Sonnenberger 2003). Die Integration von 
Personen mit ethnischer deutscher Abstammung aus Osteuropa 
(Aussiedler) wurde u.a. durch Sprachkurse und Beratungsangebote 
gefördert. Erst nach dem Fall des „Eisernen Vorhangs“ war die Re-
gierung aufgrund des starken Zustroms gezwungen, ihre Unterstüt-
zung für diesen Personenkreis einzuschränken.
Nachdem die Bundesregierung im Zuge von Rezession und Ölkrise 
die Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften 1973 gestoppt hat-
te, wurde statt dessen eine Politik der „Konsolidierung der Beschäfti-
gung von Ausländern“ propagiert. Ziel war zum einen die Förderung 
der Rückkehr von ausländischen Arbeitnehmern in ihr Heimatland 
und zum anderen die Förderung der Integration von Personen, die 
zusammen mit ihren Familien in Deutschland lebten (Motte 1999). 
Obwohl eine beachtliche Anzahl von „Gastarbeitern“ in ihre Heimat-
länder zurückkehrte, wuchs die ausländische Bevölkerung aufgrund 
von Familienzusammenführung weiter an (Heckmann 2003). Als Fol-
ge davon kam es zum Ende der 1970er Jahre zu einem starken Anstieg 
der Zahl ausländischer Schulkinder, was eine ernsthafte Herausfor-
derung für die deutsche Integrationspolitik darstellte: Lehrkräfte 
wurden mit Sprachschwierigkeiten und Entfremdungseffekten der 
„zweiten Generation“ konfrontiert. Zudem wurden vielfältige Pro-
bleme von inter-ethnischen Beziehungen offensichtlich. Vor diesem 
Hintergrund wurde die Zuwanderung zum ersten Mal als politisches 
und gesellschaftliches Problem betrachtet. Im Jahr 1978 wurde der 
ehemalige Ministerpräsident des Bundeslandes Nordrhein-Westfa-
len, Heinz Kühn, zum ersten Bundesbeauftragten für Ausländeran-
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gelegenheiten in Deutschland ernannt. Das „Kühn-Memorandum“ 
von 1979 dokumentierte die Schwierigkeiten eines Landes, das die 
faktische Zuwanderungssituation nicht anerkannte. Das Memoran-
dum wies u.a. auf die Notwendigkeit von Integrationsmaßnahmen 
insbesondere für die in Deutschland aufwachsenden Jugendlichen 
der zweiten Generation hin. Nur wenige der auch heute noch rele-
vanten Empfehlungen wurden jedoch in den nachfolgenden Jahren 
in die Praxis umgesetzt (Geiß 2001). Die 1980er Jahre werden rück-
blickend daher als ein „verlorenes Jahrzehnt“ in der Integrationsar-
beit angesehen. Bis zur Verabschiedung des Ausländergesetzes im 
Jahr 1990 kann man die Politik gegenüber Arbeitsmigranten als eine 
unspektakuläre, politisch unbeabsichtigte, dennoch schrittweise 
Integrationspraxis für Ausländer bewerten, die je nach Bedarf umge-
setzt wurde (Bommes et al. 1999).
Die Integrationspolitik vergangener Jahrzehnte war durch eine 
pragmatische und stufenweise Vorgehensweise gekennzeichnet: 
Die Anwerbung von „Gastarbeitern“ und die folgende Familienzu-
sammenführung führten zu einer Reihe von Maßnahmen, die soziale 
Unterstützung, Beratung und den Zugang zu den staatlichen Wohl-
fahrtseinrichtungen sicherstellen sollten. Der Integrationspolitik 
mangelte es jedoch an einem umfassenden Umgang mit einer dau-
erhaft bleibenden Zuwanderungsbevölkerung. Defizite zeigten sich 
vor allem in den Bereichen Bildung, Beschäftigung und politische 
Beteiligung. „Deutschland ist kein Einwanderungsland“ war die lange 
Zeit vorherrschende Meinung (Heckmann 2003; Meier-Braun 2002: 
30-92; Bade 1994), wodurch die Chancen zu einer frühen und nach-
haltigen Integrationspolitik blockiert wurden.
Das Fehlen einer umfassenden Integrationspolitik führte dazu, dass 
Zuwanderer im Vergleich zu Deutschen strukturell benachteiligt 
waren, was ihre Integration in den verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen erschwerte. Mit dem Regierungswechsel im Jahr 1998 wur-
den in der Migrations- und Integrationspolitik jedoch neue Wege 
beschritten, z.B. mit der  Reform des Staatsangehörigkeitsge-
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setzes 2000, das nun die Einbürgerung von Ausländern der zweiten 
Generation erleichterte (vgl. Kapitel 3.2). Der im Juli 2001 veröffent-
lichte Bericht „Zuwanderung gestalten – Integration fördern“ der 
Unabhängigen Kommission „Zuwanderung“ trug wesentlich zur 
öffentlichen Debatte über Migrations- und Integrationsfragen bei. 
Die Verabschiedung des Zuwanderungsgesetzes im Juli 2004 ist ein 
zentrales Ergebnis dieser Debatte und ein wichtiger Schritt in die Zu-
kunft, indem sich Deutschland zunehmend als Zuwanderungsland 
begreift. Gleichzeitig wird die Integration von Zuwanderern zum 
ersten Mal als politisches Ziel definiert. Das Zuwanderungsgesetz 
schreibt Neuankömmlingen die Pflicht zum Besuch von Integrations-
kursen vor. Diese Kurse bestehen aus einem Sprachkurs zur Vermitt-
lung ausreichender Sprachkenntnisse und einem Orientierungskurs, 
der Grundkenntnisse über Rechtsordnung, Geschichte und Kultur in 
Deutschland vermitteln soll. Auch für Ausländer, die bereits seit län-
gerem in Deutschland leben, besteht unter bestimmten Umständen 
die Pflicht zur Teilnahme, aber auch ein freiwilliger Besuch der Kurse 
ist möglich. Weiterhin wurde für die Initiierung und Begleitung des 
Integrationsprozesses die Beratung für Migranten neu geordnet.
5.2  Zugang zur Staatsbürgerschaft 
Bis Januar 2000 sahen sich Zuwanderer mit hohen Hürden konfron-
tiert, wenn sie die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben wollten, 
obwohl das Ausländergesetz von 1990 verbesserte Möglichkeiten  
zur Einbürgerung für junge Ausländer und für „Gastarbeiter“ 
geschaffen hatte, die zwischen 1955 und 1973 nach Deutschland 
gekommen waren (Böcker/Thränhardt 2003). Dieses Einbürge-
rungsmodell beruhte auf dem Prinzip ius sanguinis, d.h. auf der Ab-
stammung. Zuwanderer hatten daher nur einen begrenzten (bzw. 
langwierigen) Zugang zur deutschen Staatsangehörigkeit, obwohl 
viele von ihnen schon seit Jahrzehnten in Deutschland lebten. Im 
Gegensatz hierzu erhielten Personen mit ethnischer deutscher Ab-
stammung einen deutschen Pass automatisch nach ihrer Ankunft. 
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Trotzdem haben viele Zuwanderer mit der Zeit die deutsche Staats-
angehörigkeit erhalten. Insbesondere unter den Bürgern aus Nicht-
EU-Mitgliedstaaten stieg die Einbürgerungszahl in den neunziger 
Jahren erheblich an. Heute besitzt z.B. fast jede vierte Person türki-
scher Herkunft die deutsche Staatsangehörigkeit (Salentin/Wilke-
ning 2003).
Im Zuge der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts, die zum 1. Januar 
2000 in Kraft trat, erhalten Kinder von Ausländern mit langfristigem 
Aufenthaltsrecht, die in Deutschland geboren werden, zusätzlich zur 
Staatsangehörigkeit ihrer Eltern automatisch auch die deutsche. Im 
Alter von 18 bis 23 Jahren müssen sie sich jedoch für eine Staatsan-
gehörigkeit entscheiden (Optionsmodell). Ausländer, die länger als 
acht Jahre rechtmäßig in Deutschland leben, haben einen Anspruch 
auf Einbürgerung, wenn sie bestimmte Bedingungen erfüllen: 
ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache; der Besitz einer 
Aufenthaltserlaubnis bzw. Aufenthaltsberechtigung; das Bekenntnis 
zur freiheitlich demokratischen Grundordnung; eine Loyalitätserklä-
rung, keine verfassungsfeindlichen Bestrebungen zu verfolgen oder 
verfolgt zu haben; die Sicherung des Lebensunterhaltes aus eigenen 
Mitteln; keine Vorstrafen und Aufgabe der bisherigen Staatsangehö-
rigkeit. 
5.3  Arbeitsmarkt und Beschäftigung
Trotz des Anwerbestopps von 1973 zeigte sich in den folgenden Jah-
ren, dass ungeachtet der wachsenden Arbeitslosigkeit in manchen 
Bereichen weiterhin ein Bedarf für die Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer bestand. Dies führte zu einer Reihe von Ausnahme-
regelungen. Im Jahr 1991 wurden diese in der so genannten ASAV 
(Anwerbestoppausnahmeverordnung) zusammengefasst. Für fest 
umrissene Gruppen bedeutete das eine Änderung der Einreisebe-
stimmungen und ermöglichte Nicht-EU-Bürgern, eine bezahlte Be-
schäftigung (z.T. saisonal) aufzunehmen. Die ASAV schuf allerdings 
kaum Möglichkeiten zur Anwerbung von hoch qualifizierten 
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Zuwanderern. Die Green Card-Initiative im Jahr 2000 verdeutlichte 
aber noch einmal die grundsätzliche Notwendigkeit für Regelungen 
in diesem Bereich.
Durch das Zuwanderungsgesetz vom Juli 2004 wurden die Einrei-
se- und Aufenthaltsbedingungen für hoch qualifizierte Zuwande-
rer erleichtert, obwohl der allgemeine Anwerbestopp weiterhin 
bestehen bleibt. Das ehemalige duale Genehmigungsverfahren für 
Arbeit und Aufenthalt wurde durch ein neues Verfahren ersetzt. Die 
Ausländerbehörde stellt nunmehr (nach Einholung einer Zustim-
mung bei der Arbeitsverwaltung) Arbeitserlaubnis und Aufenthalts-
genehmigung zusammen aus (one-stop-goverment). Eine Arbeits-
erlaubnis wird dann ausgestellt, wenn ein öffentliches Interesse an 
einer Beschäftigung besteht. Bürger aus den neuen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union genießen nach dem Vorrangprinzip ge-
genüber Angehörigen aus Drittländern einen bevorzugten Zugang 
zum Arbeitsmarkt für eine qualifizierte Beschäftigung. Nach dem 
Zuwanderungsgesetz können hoch qualifizierte Personen eine (un-
befristete) Niederlassungserlaubnis erhalten. Deren Familienange-
hörige haben ebenfalls Zugang zum Arbeitsmarkt. Auch der Zugang 
für ausländische Unternehmer ist unter bestimmten Bedingungen 
erleichtert worden: Selbstständige Personen können eine (befristete) 
Aufenthaltserlaubnis bzw. eine (unbefristete) Niederlassungserlaub-
nis erhalten, wenn sie mindestens eine Million Euro investieren und 
zehn oder mehr Arbeitsplätze schaffen. Zudem bietet das Zuwande-
rungsgesetz ausländischen Studenten die Möglichkeit, nach ihrem 
Studium befristet in Deutschland zu bleiben und Arbeit zu suchen. 
Insgesamt ist damit eine vorsichtige Öffnung des deutschen Arbeits-
marktes für hoch qualifizierte Zuwanderer zu erkennen.
Bisher verfügten Zuwanderer im Durchschnitt über eine geringe-
re formelle Bildung als Einheimische (Loeffelholz 2002). Sie haben 
daher häufig weniger attraktive Arbeitsplätze, die durch geringere 
Bezahlung, ungünstigere Arbeitsbedingungen und ein höheres Ar-
beitsplatzrisiko gekennzeichnet sind. Die Arbeitslosenquote auslän-
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discher Arbeitskräfte liegt seit Anfang der 1970er Jahre deutlich über 
der für Inländer. Die Arbeitsmigration nach Deutschland unterschei-
det sich von den Erfahrungen anderer OECD-Staaten in zumindest 
zwei Punkten (Pries 2003): 
· Der Industriesektor beschäftigte lange mehr als die Hälfte aller 
Arbeitskräfte. „Gastarbeiter“ wurden fast ausschließlich für Ar-
beitsplätze in diesem Sektor angeworben, wo nur geringe Qua-
lifikationsvorgaben herrschten. Die gewachsene Polarisierung 
zwischen Einheimischen und Ausländern auf dem Arbeitsmarkt 
spiegelt den ungünstigen Ausgangspunkt von Zuwanderern 
wider. Die Industriesektoren mit manueller und oft gering quali-
fizierter Beschäftigung (wie zum Beispiel der Bergbau, die Stahl- 
und die Automobilindustrie) durchliefen einen schwierigen 
Restrukturierungsprozess, wobei sich die „Gastarbeiter“ in einer 
prekären Situation befanden, da sie am wenigsten in der Lage 
waren, den Arbeitsplatzverlust durch Bildung, Berufsqualifika-
tionen und Mobilität zu kompensieren.39
· Das deutsche berufliche Ausbildungswesen definiert eine klare 
Segmentierungslinie hinsichtlich Einkommen und Arbeitsbe-
dingungen, was Zuwanderer, die nicht „Facharbeiter“ sind oder 
deren „Facharbeiterbrief“ nicht anerkannt wird, daran hindert, 
zu qualifizierter Beschäftigung aufzusteigen. Dies ist  ein Hinder-
nis, das die Aufstiegschancen insbesondere für  Zuwanderer aus 
der ersten Generation blockierte. Neuere Studien zur beruflichen 
Aufstiegsmobilität zeigen allerdings, dass Migranten aus der 
zweiten und dritten Generation ihre Arbeitsmarktposition häu-
fig verbessert haben.
5.4  Bildung und Ausbildung
In den vergangenen dreißig Jahren hat sich der Bildungsabstand 
zwischen Migrantenkindern der zweiten und dritten Generation und 
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39  Zur aktuellen Verteilung der Beschäftigten nach Sektoren vgl. Kapitel 4.1.3.
deutschen Kindern zwar verringert, aber nach wie vor nicht ange-
glichen (Hunger/Thränhardt 2004; Gogolin 2000). Dies ist insofern 
von Bedeutung, da die soziale und kulturelle Integration – vermittelt 
über Sprachkenntnisse und Bildungsleistungen – grundsätzliche 
Vorbedingungen für eine strukturelle Integration darstellen. Das 
deutsche Bildungssystem ist wesentlich durch folgende Eigenschaf-
ten geprägt:
· Tendenzen der Integration bzw. Segregation manifestieren sich 
bereits im Vorschulalter. Argumentiert wurde, dass eine niedrige 
Besuchsquote des Kindergartens bei der Gruppe ausländischer 
Kinder sich in begrenzte Chancen im schulischen Bildungswesen 
überträgt, da die Grundbildungsfähigkeiten bereits im Kinder-
garten vermittelt werden. Dies trifft heute nur noch bedingt zu, 
da der Kindergartenbesuch unter den ausländischen Kindern 
nicht wesentlich niedriger ist als unter deutschen Kindern (Be-
auftragte 2002). Gleichwohl spielt der begrenzte Zugang zu 
einer vorschulischen Bildung und die damit einher gehende 
Beeinträchtigung von Bildungschancen ausländischer Kinder 
weiterhin eine Rolle. 
· Ausländische Kinder, die in Deutschland keinen Kindergarten 
besuchen, können ihren ersten intensiven Kontakt mit der Gast-
gesellschaft erst im Alter von sechs oder sieben Jahren bei der 
Einschulung in der Grundschule erfahren. Das steht im Gegen-
satz zu anderen Ländern wie zum Beispiel Frankreich, wo durch 
das öffentliche und laizistische vorschulische System bereits bei 
Kindern im Alter von drei oder vier Jahren damit begonnen wird, 
Unterschiede in der Sprachbeherrschung zu kompensieren. Die 
Ergebnisse der PISA-Studie (Program for International Student 
Assessment) sind teilweise unter Berücksichtigung dieser Fakten 
zu erklären. Die fehlende Sprachfertigkeit (in der Muttersprache 
wie im Deutschen) von Migrantenkindern ist eine Folge von er-
fahrenen Nachteilen im Vorschul- und Grundschulalter (Radtke 
2004; Prenzel et al. 2004). 
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· Eine zweite Eigenschaft des deutschen Bildungswesens liegt 
in der internen Segmentierung der deutschen Schulen in drei 
Säulen (Hauptschule, Realschule und Gymnasium, wobei nur 
der letztere Schultyp den Zugang zu einer universitären Bildung 
erlaubt). Diese Segmentierung beginnt bereits im Alter von zehn 
Jahren. Die Schranken, die bei einem Wechsel zu einem höheren 
Bildungsweg zu überwinden sind, sind aufgrund unzureichen-
der Durchlässigkeit zwischen den Schularten hoch. Das System 
zementiert sprachliche und andere relevante Defizite in den Fä-
higkeiten von Kindern mit Migrationshintergrund, die dadurch 
überwiegend auf der Hauptschule verbleiben.
· Eine dritte Eigenschaft des deutschen Bildungssystems liegt in 
der beruflichen Ausbildung. Da Ausbildungschancen im dualen 
Bildungssystem von schulischen Qualifikationen abhängig sind, 
häufen sich die seit der Vorschulzeit erfahrenen Nachteile von 
Jugendlichen aus Migrantenfamilien. Das System erweist sich 
allerdings für jene als positiv, die eine Ausbildungsstelle be-
kommen, zumal ein Ausbildungsabschluss wiederum zentrale 
Voraussetzung für eine qualifizierte Beschäftigung ist. Das duale 
Bildungssystem spielt bei der Erklärung der im internationalen 
Vergleich relativ niedrigen Arbeitslosenquote von Migranten-
jugendlichen daher eine wichtige Rolle (Crul/Vermeulen 2003: 
977).
5.5  Wohnverhältnisse und Segregation
Bei der Untersuchung von Integrationsprozessen spielen die Wohn-
verhältnisse und das direkte Umfeld eine entscheidende Rolle. Die 
Wohnverhältnisse von Zuwanderern sind im Vergleich zu denen der 
Deutschen nicht günstig. Ein wichtiger Grund sind die niedrigeren 
Einkommen, welche die Möglichkeiten der Zuwanderer auf dem 
Wohnungsmarkt einschränken. Studien zeigen, dass trotz einer Ver-
besserung der Wohnverhältnisse für Minderheiten nur in wenigen 
Fällen der Abstand zwischen der Wohnqualität von Deutschen und 
Ausländern verringert wurde (Drever/Clark 2002). Gleichwohl 
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ist erkennbar, dass sich die Wohnsituation der zweiten Generation 
insgesamt verbessert hat und dass es bei den länger ansässigen Mi-
grantengruppen verstärkt zu Eigentumsbildung kommt (vgl. Kapitel 
4.1.7).
Die Wohnungs- und städtische Politik hat die Segregation immer 
als Faktor der sozialen Ungleichheit bekämpft. Segregation ist 
die Projektion sozialer Strukturen. Sie beschreibt die empirische 
Tatsache, dass sich sozial benachteiligte Gruppen auf bestimmte 
Stadtteile konzentrieren. Soziale und räumliche Segregation stellt 
für Gemeinden ein gravierendes Problem dar. Benachteiligte Stadt-
gebiete entwickeln sich bevorzugt in nicht sanierten Altstadtvier-
teln, in öffentlichen Wohnsiedlungen und in städtisch-industriellen 
Randgebieten, wo das Zusammentreffen von sozialer Ungleichheit, 
ethnischen Unterschieden und räumlicher Isolierung einen Kom-
plex von Benachteiligungseffekten schaffen. Ein solches Aufkom-
men von sozialen und ethnischen Unterschieden in Verbindung mit 
räumlicher Konzentration führte dazu, dass die Segregation zu einer 
äußerst kontroversen politischen Angelegenheit wurde: Das Leben in 
einem Gebiet mit ethnischer Konzentration kann einen positiven wie 
negativen Effekt auf den Integrationsprozess haben (Häußermann/
Siebel 2001; Salentin 2004). In Deutschland wird eine lebhafte De-
batte in Wissenschaft und Politik über das mögliche Entstehen von 
ethnischen „Parallelgesellschaften“ in segregierten Stadtvierteln 
geführt. Im internationalen Vergleich ist die ethnische Segregation 




In Deutschland bestehen in allen Bereichen der Migrations- und Inte-
grationspolitik mehr oder minder große Erkenntnisdefizite. Als Fol-
ge der über lange Zeit von der Politik vertretenen Auffassung, dass 
Deutschland kein Einwanderungsland sei, war das Interesse an einer 
nachhaltigen Verbesserung des Wissensstandes und an aussagekräf-
tigen Daten lange sehr gering. 
Die Forschungslücken und die unbefriedigende Datenlage werden 
in Deutschland seit langem kritisiert. Die Unabhängige Kommission 
„Zuwanderung“ hat in ihrem 2001 erschienenen Bericht u.a. eine 
Verbesserung der verschiedenen Wanderungsstatistiken, die Auf-
nahme neuer aussagekräftiger Merkmale in amtliche Erhebungen 
(insbesondere Angaben zur Herkunft von Befragten) und die Etablie-
rung von wissenschaftlicher Begleitforschung empfohlen. Dies wur-
de im Jahresgutachten 2004 des Sachverständigenrates für Zuwan-
derung und Integration nochmals ausdrücklich betont. 
Für eine umfassende sozial- und wirtschaftswissenschaftliche For-
schung sind statistische Daten notwendig, die Verlaufs- und Kausal-
analysen über Zuwanderungs- und Integrationsprozesse und deren 
Folgewirkungen ermöglichen. Zur wissenschaftlichen Analyse des 
Migrations- und Integrationsgeschehens bedarf es aber nicht nur 
einer statistisch differenzierteren Erfassung von Zuwanderern, 
sondern auch einer ausgebauten Wanderungsstatistik. Nationale 
Wanderungsstatistiken gewinnen ihre Aussagekraft allerdings 
erst im Rahmen internationaler Vergleiche. Bislang ist die Wande-
rungsstatistik in Deutschland wie auch in den anderen EU-Staaten 
hauptsächlich national ausgerichtet und orientiert sich kaum an 
internationaler Vergleichbarkeit. Nationale Unterschiede in den De-
finitionen der verschiedenen Zuwandererkategorien wie auch in der 
Datenqualität führen dazu, dass direkte Vergleiche oft nicht bzw. nur 




Besondere Bedeutung kommt der Abschätzung der Aufnahme- und 
Integrationskapazität mit Hilfe eines Indikatorensystems zu. Ein 
solches System setzt zum einen gesicherte empirische Erkenntnisse 
voraus. Dazu muss eine detaillierte und wissenschaftlich fundierte 
Sozialberichterstattung über Migration und Integration geschaffen 
werden. Zum anderen sind präzise Zielvorgaben zu formulieren und 
es müssen Indikatoren gefunden werden, welche die relevanten Zie-
le abbilden – auch wenn sie schwer zu operationalisieren sind. Dabei 
sind die Indikatoren zu ermitteln, die wissenschaftlich verantwort-
bar und für die Politik besonders vordringlich sind, beispielsweise für 
die Bereiche der arbeitsmarkt- und bildungsbezogenen Zuwande-
rung. Ein zunehmend wichtiger Bereich der wissenschaftlichen For-
schung zu Migration und Integration ist zudem die Evaluationsfor-
schung. Begleitstudien über die Wirkung von Integrationsmaßnah-
men sind für eine umfassende Integrationspolitik unverzichtbar. Nur 
mit ihrer Hilfe lassen sich belastbare Aussagen über die Aufnahme- 
und Integrationskapazitäten eines Landes treffen. Für den Bereich 
der Zuwanderungssteuerung hat der Gesetzgeber reagiert und beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) eine Einrichtung 
für Begleitforschung etabliert. Nach § 75 Nr. 4 Aufenthaltsgesetz hat 
das BAMF die Aufgabe des Betreibens wissenschaftlicher Forschun-
gen über Migrationsfragen (Begleitforschung) zur Gewinnung ana-
lytischer Aussagen für die Steuerung der Zuwanderung.
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Unzulänglichkei-
ten der Forschung und der Datenverfügbarkeit nicht nur jene For-
schungsbereiche betreffen, die für die politische Steuerung von Zu-
wanderung und die Bewältigung von Integrationsherausforderun-
gen besonders relevant sind. Datentechnische Probleme und inhalt-
liche Defizite betreffen die Migrations- und Integrationsforschung 
vielmehr insgesamt. Notwendig ist eine ausdifferenzierte, interdiszi-
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